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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1949 Ausgegeben am 28. Mai 1949 22. Stück

103 . Bundesgesetz: Abgabeneinhebungsgesetz — Abg.E.G.
104 . Bundesgesetz: Abgabenexekutionsordnung — Abg. E. O.

1 0 3 . Bundesgesetz vom 30. März 1949
über die Voraussetzungen der Einhebung der
öffentlichen Abgaben (Abgabeneinhebungs-

gesetz — Abg. E. G.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Allgemeine Grundsätze.

§ 1. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten für die öffentlichen Abgaben des Bundes,
der Länder, der Stadt Wien, der Gemeindever-
bände und der Gemeinden, ferner, soweit die
Einhebung durch die Bundesfinanzverwaltung
erfolgt, für die Beiträge an öffentliche Fonds
und an Körperschaften des öffentlichen Rechtes.

§ 2. (1) Die in diesem Bundesgesetz für Abgaben
getroffenen Anordnungen gelten, soweit es nicht
Abweichendes bestimmt, auch für Nebenansprüche
alter Art, insbesondere

für Abgabenenhöhungen,

für den Verspätungszuschlag,

für die im Besteuerungsverfahren auflaufenden
Kosten und Gebühren und für die in diesem
Verfahren festgesetzten Strafen,

für die Zollnachforderungen, für die nach den
Zollvorschriften für entgangene Abgaben zu zah-
lenden Entschädigungen, für die Zollstundungs-
zinsen und für die Kosten und Gebühren des
Zollverfahrens einschließlich des Zollagergeldes,

für die im Abgabenstrafverfahren erkannten
Abgabenstrafen einschließlich der an die Stelle
der Einziehung tretenden Geldleistungen und für
die Kosten und Gebühren des Abgabenstraf-
verfahrens, sowie

für die Nebengebühren der Abgaben. Neben-
gebühren sind die Stundungszinsen, der Säumnis-
zuschlag, die Mahngebühr, die Gebühren des
finanzbehördlichen Vollstreckungsverfahrens und
die in diesem Verfahren auflaufenden Baraus-
lagen.

(2) Abs. (1) gilt auch für die in § 1 bezeichneten
Beiträge.

§ 3. Die Aufgaben, die dieses Bundesgesetz bei
den durch die Bundesfinanzverwaltung einge-
hobenen Abgaben und Beiträgen den Finanz-
(Zoll)ämtern, den Finanzlandesdirektionen und
dem Bundesministerrum für Finanzen überträgt,
werden im Bereich der durch eigene Organe der
Länder, der Stadt Wien, der Gemeindeverbände
und der Gemeinden eingehobenen Abgaben von
den landesrechtlich bestimmten Behörden und
Organen besorgt.

Abgabenschuldner.

§ 4. (1) Die Vorschriften über die öffentlichen
Abgaben bestimmen, wer zur Entrichtung einer
Abgabe verpflichtet ist (Abgabenschuldner) und
wer für eine Abgabe neben dem Abgabenschuld-
ner haftet.

(2) Für Abgabenschulden einer offenen Handels-
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft haften
die persönlich haftenden Gesellschafter nach ab-
gabenrechtlichen Grundsätzen.

Fälligkeit der Abgaben.

§ 5. (1) Die Fälligkeit der Abgaben richtet sich
nach den Abgabenvorschriften. Sie tritt an dem in
diesen Vorschriften kalendermäßig bestimmten
Zahlungstag oder an dem Tag ein, den der nach
den Abgabenvorschriften erlassene Abgaben-
bescheid als Zahlungstag bestimmt. Gestundete
Abgaben werden am Tag des Ablaufes der
Stundungsfrist, Abgaben, deren Zahlung in Raten
bewilligt worden ist, an den für die Zahlung der
einzelnen Raten bestimmten Tagen, Abgaben-
strafen am Tag des Eintrittes der Rechttkraft des
Abgabenstraferkenntnisses, im Unterwerfungs-
verfahren am Tag der Genehmigung der Straf-
festsetzung fällig. Wird eine Abgabe nach diesen
Bestimmungen an einem Sonntag oder einem
gesetzlichen Feiertag fällig, so gilt als Fälligkeits-
tag der nächste Werktag.

(2) Abgabenvorschriften, die die Fälligkeit
einer Abgabe abweichend von den Grundsätzen
des Abs. (1) regeln, bleiben unberührt.
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Entrichtung der Abgaben.

§ 6. Eine Abgabe gilt als entrichtet

1. bei Barzahlung am Tag der Zahlung;

2. bei Einzahlung mit Erlagschein am Tag,
der sich aus dem Tagesstempel des Aufgabepost-
amtes ergibt;

3. bei Einzahlung durch Postanweisung

a) wenn der eingezahlte Betrag der empfangs-
berechtigten Kasse bar ausbezahlt wird, am
Tag der Auszahlung,

b) wenn der eingezahlte Betrag auf das Post-
scheckkonto der empfangsberechtigten Kasse
überwiesen wird, am Tag dec Überweisung
durch das Abgabepostamt;

4. bei Überweisung auf das Poetocheckkonto
oder ein sonstiges Konto der empfangsberechtigten
Kasse am Tag der Gutschrift;

5. bei Einziehung einer Abgabe durch Post-
auftrag am Tag der Einlösung;

6. bei Übergabe von Zahlungsmitteln an den
Vollstrecker am Tag der Übergabe, bei Abnahme
von Zahlungsmitteln durch den Vollstrecker am
Tag der Abnahme;

7. bei Umbuchung oder Überrechnung einer
Überzahlung auf eine andere Abgabe am Tag
des Entstehens der Überzahlung.

§ 7. (1) Weisungen des Abgabenschuldners über
die Verwendung seiner Zahlungen bei der Ver-
rechnung seiner Steuerschulden sind vom Finanz-
amt zu berücksichtigen; wenn dies nicht möglich
ist, so ist der Einzahler von einer von seiner
Weisung abweichenden Art der Verrechnung zu
verständigen. Trifft der Abgabenschuldner keine
Verfügung oder kann seiner Weisung nicht ent-
sprochen werden, so gelten folgende Bestimmun-
gen: Hat der Abgabenschuldner beim gleichen
Finanz{Zoll)amt fällige Schuldigkeiten verschie-
dener Art zu entrichten, so sind die Zahlungen
der Reihe nach auf Abgabenstrafen und
Kosten und Gebühren des Abgabenstrafver-
fahrens, auf Abgabenerhöhungen, auf Zollnach-
forderungen, auf den Verspätungszuschlag, auf die
Kosten und Gebühren des Abgabenverfahrens,
auf Zollstundungszinsen und auf die Nebenge-
bühren zu verrechnen. Soweit der eingezahlte
Betrag hiedurch nicht in Anspruch genommen
wird, ist er vorerst auf nicht sichergestellte Ab-
gaben und, wenn Schuldigkeiten an solchen Ab-
gaben nicht bestehen, auf die sichergestellten
Abgaben zu verrechnen. Innerhalb der beiden
Gruppen sind ältere Abgabenschuldigkeiten
vor den jüngeren abzudecken. Ergibt sich
nach diesen Regeln keine Reihenfolge für die
Verrechnung einer Zahlung, so ist diese auf die
einzelnen Abgabenschuldigkeiten verhältnis-
mäßig aufzuteilen.

(2) Zahlungen, die unter Bezugnahme auf eine
Mahnung oder im Zug eines Vollstreckungsver-
fahrens geleistet werden, sind auf die Abgaben zu
verrechnen, die Gegenstand der Mahnung (de r
Vollstreckung) waren. Reicht die Zahlung nicht
zur Begleichung des ganzen eingemahnten (voll-
streckten) Abgabenbetrages aus, so sind die
Grundsätze des Abs. {1) über die Reihenfolge der
Verrechnung sinngemäß anzuwenden.

(3) Übersteigt eine Zahlung eines Abgaben-
schuldners seine fälligen Abgabenschuldigkeiten
beim gleichen Finanz(Zol lamt , so ist diese Zah-
lung, soweit nicht eine Weisung des Zahlenden über
die Ar t ihrer Verwendung vorliegt, zur Ti lgung
der nächstfälligen, der Höhe nach festgesetzten
Abgabenschuldigkeiten unter gleichzeitiger Ver-
ständigung des Abgabenschuldners zu verwenden.

(4) Stehen fälligen, ihrer Höhe nach festge-
setzten Abgabenschuldigkeiten eines Abgaben-
schuldners beim gleichen Finanz(Zoll)amt G u t -
haben aus anderen Abgaben gegenüber, s o sind
diese Guthaben zur Ti lgung der fälligen Abgaben-
schuldigkeiten unter gleichzeitiger Verständigung
des Abgabenschuldners zu verwenden. Das Gleiche
gilt für die Tilgung von Abgabenschuldigkeiten
eines Abgabenschuldners bei einem anderen
Finanz(Zoll)amt, wenn da6 buchende Finanz(Zoll)-
amt v o n deren Bestand Kenntnis erhält .

(5) W i r d die Behauptung eines Abgabenschuld-
ners, d a ß eine Zahlungsverpflichtung erloschen
ist, vom Finanz(Zoll)amt bestritten, so ha t das
Finanz(Zoll)amt dem Abgabenschuldner auf A n -
trag einen schriftlichen Bescheid (Abrechnungs-
bescheid) zu erteilen.

Zahlungserleichterungen.

§ 8. (1) Auf Ansuchen des Abgabenschuldners
kann de r Zei tpunkt der Entr ichtung einer Zah-
lung hinausgeschoben (Stundung) oder d ie E n t -
richtung i n Ra ten bewilligt werden, wenn die
sofortige oder volle Zahlung der Abgabe für
den Abgabenschuldner mi t erheblichen H ä r t e n
verbunden wäre u n d die Einbringung der Abgabe
durch den Zahlungsaufschub nicht gefährdet
wird . Die Zahlungserleichterung kann von Be-
dingungen, insbesondere der Leistung einer an-
gemessenen Verzinsung der aushaftenden A b -
gabenschuld (höchstens 2 % über der jeweiligen
Rate der Oesterreichischen Nationalbank für den
Wechselescompte) abhängig gemacht werden.
Eine bewilligte Zahlungserleichterung kann
widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen
der Bewilligung nachträglich weggefallen sind
oder sich als unrichtig erwiesen haben; hiebei ist
eine Nachfrist von mindestens drei Werktagen
zu setzen.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen be-
st immt, inwieweit Zahlungserleichterungen ge-
mäß Abs. (1) von den Finanz(Zoll)ämtern und
von den Finanzlandesdirektionen gewährt und
widerrufen werden können.
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Säumniszuschlag.

§ 9. (1) Wurde eine Abgabe nicht rechtzeitig
entrichtet, so ist mit dem Ablauf des Fälligkeits-
tages ein Zuschlag (Säumniszuschlag) verwirkt.
Bei Anforderung einer Gebührenerhöhung
wegen nicht rechtzeitiger Entrichtung einer Ge-
bühr (§ 9 des Gebührengesetzes 1946, B. G. Bl.
Nr. 184) ist der Säumniszuschlag erst verwirkt,
wenn die Gebühr einschließlich der Erhöhung
nicht innerhalb der für die Zahlung der Gebüh-
renerhöhung festgesetzten Frist entrichtet wird.
Der Säumniszuschlag ist in diesem Fall von der
Gebühr einschließlich der Erhöhung zu berech-
nen. Von Nebengebühren (§ 2) und vom Ver-
spätungezuschlag (§ 10) ist ein Säumniszuschlag
nicht einzugeben.

(3) Ein Säumniszuschlag ist ferner nicht a n -
zuheben, wenn die Abgabenschuldigkeit ge-
stundet oder ihre Entrichtung in Raten bewilligt
worden ist (§ 8), vorausgesetzt, daß das Ansuchen
um Stundung (Ratenbewilligung) mindestens eine
Woche vor Eintritt der Fälligkeit (§ 5) eingereicht,
beziehungsweise der Post übergeben worden ist.
Wird einem zeitgerecht eingebrachten Stundungs-
(Raten)gesuch nicht stattgegeben, so ist eine Nach-
frist von mindestens drei Werktagen zu setzen.

(3) Der Säumiszuschlag beträgt 1 % des
nicht zeitgerecht entrichteten Abgabenbetrages.
Dieser wird zur Berechnung des Säumniszu-
schlages nach unten auf den nächsten durch zehn
teilbaren Schillingbetrag abgerundet.

(4) Wenn eine Abgabenschuldigkeit nicht bis
zum Ablauf von drei Monaten nach dem Fällig-
keitstag bezahlt wird, erhöht sich das Ausmaß des
Säumniszuschlages auf 2 %; erfolgt die Zahlung
nicht bis zum Ablauf eines halben Jahres nach
dem Fälligkeitstag, so erhöht sich das Ausmaß
des Säumniszuschlages auf 4 %. War bei Ablauf
der viertel(halb)jährigen Frist eine Stundungs-
(Raten)bewilligung in Kraft, so tritt die Erhöhung
des Zuschlages auf 2 (4) % ein, wenn die Abgaben-
schuldigkeit nicht in dem der Stundungsbewilli-
gung entsprechenden Zeitpunkt bezahlt oder wenn
eine Rate nicht fristgerecht abgestattet wird. Die
Erhöhung des Zuschlages ist jeweils von der gemäß
Abs. (3) abgerundeten Abgabenschuldigkeit zu
berechnen, die in dem für den Eintritt der Er-
höhung maßgebenden Zeitpunkt unberechtigt
aushaftet.

(5) Der Säumniszuschlag wird an dem Tag
fällig, an dem er gemäß den Abs. (1), (2) und (4)
verwirkt worden ist.

(6) Das Bundesministerium für Finanzen kann
gestatten, daß von der Einhebung eines Säumnis-
zuschlages bei geringfügigen Abgabenschuldig-
keiten und in den Fällen abgesehen wird, in denen
die Säumnis entschuldbar erscheint. Das Bundes-
ministerium für Finanzen kann ferner bestimmen,
daß die Einhebung eines Säumniszuschlages zu
unterbleiben hat, wenn der Abgabenschuldner

nur ausnahmsweise säumig ist und die Zahlung
spätestens am fünften Tag nach dem Fälligkeits-
tag geleistet wird.

(7) Bei den von den Finanzämtern eingehobenen
Abgaben der Länder, der Stadt Wien, der Ge-
meindeverbände und der Gemeinden und bei den
von den Finanzämtern eingehobenen Beiträgen
an öffentliche Fonds und an Körperschaften des
öffentlichen Rechtes ist der Säumniszuschlag eine
Einnahme des Bundes.

Verspätungszuschlag.

§ 10. (1) Abgabepflichtigen, die die Frist zur Ein-
reichung einer Abgabenerklärung nicht wahren,
kann das Finanzamt einen Zuschlag bis zu
10% der festgesetzten Abgabe auferlegen.
Das Finanzamt hat die Anforderung des
Zuschlages zu unterlassen oder zurückzunehmen,
wenn die Verspätung entschuldbar erscheint.

(2) Ist nach den Abgabenvorschriften zugleich
mit der Einreichjung einer Abgabenerklärung die
Abgabe zu entrichten, so hindert die bei nicht
zeitgerechter Zahlung eintretende Verwirkung
des Säumniszuschlages (§ 9) nicht die Anforde-
rung eines Verspätungszuschlages gemäß Abs. (1).

Vollstreckbarkeit der Abgaben.

§ 11. (1) Abgabenschuldigkeiten, die nicht spä-
testens am Fälligkeitstag (§ 5) bezahlt werden,
sind vollstreckbar, soweit nicht Stundung ge-
währt oder die Entrichtung in Raten bewilligt
worden ist (§ 8). Die Einreichung eines An-
suchens um Stundung oder um Bewilligung von
Raten [§ 8, Abs. (1)] oder um Abschreibung
[§ 14, Abs. (2)] ist für den Eintritt der Voll-
streckbarkeit ohne Bedeutung, doch kann die Be-
hörde [§§ 8, Abs. (2), und 14, Abs. (5)] dem An-
suchen aufschiebende Wirkung zuerkennen.

(2) Bei gestundeten Abgabenschuldigkeiten
tritt die Vollstreckbarkeit mit dem Ablauf der
Stundungsfrist ein. Wird eine Rate nicht zeit-
gerecht entrichtet, so wird mit dem Ablauf des
Fälligkeitstages dieser Rate die ganze noch nicht
bezahlte Abgabenschuld vollstreckbar (Termin-
verlust). Bei Widerruf einer Zahlungserleichte-
rung [§ 8, Abs. (1)] oder einer Abschreibung
[§ 14, Abs. (2)] tritt die Vollstreckbarkeit am
Tag des Widerrufes ein.

Rückstandsausweis.

§ 12. (1) Als Grundlage für die Einbringung
[Exekutionstitel gemäß § 4 des Bundesgesetzes
vom 30. März 1949, B. G. Bl. Nr. 104,
über die Einbringung und Sicherung der öffent-
lichen Abgaben (Abgabenexekutionsordnung —
Abg. E. O.)] ist über die vollstreckbar gewordenen
Abgabenschuldigkeiten ein Rückstandsausweis aus-
zufertigen, der Namen und Anschrift des Ab-
gabenschuldners, den Betrag der Abgaben-
schuld, zergliedert nach Abgabengattungen und
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nach Jahren, bei Abgabenstrafen die H ö h e der
Strafe, die Nebengebühren (§ 2) und den Ver-
merk zu enthalten hat , daß die Abgabenschuld
(Abgabenstrafe) vollstreckbar geworden ist (Voll-
streckbarkeitsklausel, § 11).

(2) Das Bundesministerium für Finanzen kann
Anordnungen über die Abrundung der in die
Rückstandsausweise aufzunehmenden Abgabenbe-
träge erlassen und gestatten, daß bei gering-
fügigen Abgabenbeträgen von der Ausstellung
eines Rückstandsausweises abgesehen wird.

Mahnung .

§ 13. (1) Vor Ausstellung eines Rückstandsaus-
weises gemäß § 12 ist die Abgabenschuldigkeit
einzumahnen. Die Mahnung ist durch das
Finanzamt in der Regel im Postweg zu bewirken.
Wenn dadurch Kosten erspart werden oder Zu-
stellungsschwierigkeiten begegnet wird, kann die
Mahnung durch Boten erfolgen. Sie wird durch
Zustellung (Aushändigung) eines Mahnschreibens
(Mahnerlagscheines) vollzogen, in dem der Abga-
benschuldner aufgefordert wird, die Abgaben-
schuld samt Nebengebühren (§ 2) binnen zwei
Wochen, von der Zustellung an gerechnet, zu
bezahlen (Mahnklausel). Ein Nachweis der Zu-
stellung ist nicht erforderlich.

(2) Bed Abgabenschuldigkeiten, die durch Post-
auftrag eingezogen werden (§ 6, Z. 5), gilt der
Postauftrag als Mahnung .

(3) Für die Mahnung (Abs. (1) und (2)] ist
eine Mahngebühr zu entrichten. Sie beträgt bei
einem eingemahnten Abgabenbetrag (ohne Neben-
gebühren) bis zu 100 Schilling einschließlich 1%,
von dem Mehrbetrag ½ %, mindestens jedoch
1 Schilling und höchstens 200 Schilling.
Die Mahngebühr ist nach unten auf einen
durch 10 teilbaren Groschenbetrag abzurunden.
Sie wird im Fall des Abs. (1) mit der
Zustellung (Aushändigung) des Mahnschreibens,
bei Postversand ohne Zustellnachweis am dritten
Tag nach der Aufgabe zur Post, im Fall des
Abs. (2) mit der Vorweisung des Postauftrages
fällig.

(4) Die Mahngebühr ist in den Rückstands-
ausweis aufzunehmen.

Abschreibung der Abgaben; Aussetzung der Ein-
br ingung.

§ 14. (1) Abgaben k ö n n e n v o n Amts wegen
abgeschrieben werden , wenn alle Möglichkeiten
der Einbringung erfolglos versucht worden sind
and keine Aussicht besteht , daß die Einbringung
in einem späteren Ze i tpunk t zu einem Erfolg
führen wird.

(2) Abgaben können ganz oder zum Teil erlassen,
erstattet oder angerechnet werden, wenn ihre
Einziehung nach der Lage des Falles unbillig
wäre. Für einen Einzelfall getroffene Billigkeits-
maßnahmen können bis zum Ablauf der Ver-

jährungsfrist widerrufen werden, wenn die Vor-
aussetzungen hiezu nachträglich weggefallen sind
oder sich als unrichtig erwiesen haben. Für Zah-
lungen, die hiedurch sogleich fällig werden, ist
eine Nachfrist von mindestens drei Werktagen
zu gewähren.

(3) Die Einbringung einer Abgabe kann v o n
Amts wegen ausgesetzt werden, wenn Einbrin-
gungsmaßnahmen erfolglos versucht worden sind
oder wegen Aussichtslosigkeit zunächst unter -
lassen werden, aber die Möglichkeit besteht, d a ß
sie in einem späteren Zeitpunkt zu einem Erfolg
führen werden. Die Einbringung einer Abgabe
kann von Amte wegen auch ausgesetzt werden ,
wenn die Kosten der Einbringung außer allem
Verhältnis zu dem einzubringenden Betrag stehen.

(4) Der Anspruch der abgabenberechtigten Kör -
perschaft aus abgeschriebenen Abgabenbeträgen
[Abs. (1) u n d (2)] erlischt m i t dem Vol lzug der
Abschreibung. W i r d eine Abschreibung wider-
rufen, so lebt de r abgeschriebene Abgabenan-
spruch mi t d e m Tag des Widerrufes wieder auf.
Der Anspruch aus einer Abgabe, de ren Ein-
bringung ausgesetzt worden ist [Abs. (3)],
erlischt erst mi t dem Ablauf der Verjährungs-
frist [S 15, Abs. (1)]. Bis dahin ist die Vol l -
streckung wieder aufzunehmen, wenn wegen
einer Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse
beim Abgabenschuldner die Möglichkeit besteht ,
daß Einbringungsmaßnahmen zu einem Erfolg
führen werden, oder wenn angenommen werden
kann, daß die Kosten der Einbringung in ange-
messenem Verhältnis zu dem einzubringenden
Betrag wehen werden.

(5) Das Bundesministerium für Finanzen trifft
die näheren Anordnungen zur Durchführung der
Abs. (1) bis (4). Soweit es sich hiebei u m die
Erlassung allgemeiner Richtlinien über die V o r -
aussetzungen einer Abschreibung gemäß Abs. (2)
handelt , die sich auch auf von der Bundesfinanz-
verwal tung eingehobene Abgaben der Länder ,
der Stadt Wien , der Gemeindeverbände u n d der
Gemeinden beziehen, ist vorerst d ie Stel lungnahme
der Landesregierungen einzuholen. Die bei W i r k -
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes in Gel tung
stehenden allgemeinen Richtlinien über die Vor-
aussetzungen einer Abschreibung gemäß Abs, (2)
bleiben bis zu einer Änderung im Sinn de r vor -
stehenden Vorschriften in Geltung.

(6) Die Abschreibung bereits entr ichteter
Abgabenbeträge aus Billigkeitsgründen [Abs. (2)]
ist dem Bundesministerium für Finanzen vor-
behalten.

Verjährung fälliger Abgaben.

§ 15. (1) D a s Recht, eine fällige Abgabe einzu-
fordern, verjährt binnen sechs Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in welchem die Abgabe fällig
geworden ist (§ 5).
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(2) Die Verjährung fälliger Abgaben wird durch
jede zur Geltendmachung des Anspruches gegen
den Abgabenschuldner gerichtete Handlung, wie
durch Zustellung einer Mahnung [§ 13, Abs. (1)
und (2)], durch Einleitung von Vollstreckungs-
maßnahmen oder durch Bewilligung einer Zah-
lungsfrist [Stundung, Ratenbewilligung, § 8,
Abs. (1)] unterbrochen.

(3) Nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem
die letzte Mahnung zugestellt, der letzte Voll-
streckungsschritt vollzogen oder die letzte Zah-
lungsfrist abgelaufen ist, beginnt eine neue Ver-
jährungsfrist zu laufen.

(4) Wenn fällige Abgaben durch Handpfand ge-
sichert sind, findet § 1483 a. b. G. B. Anwendung.
Sind sie durch bücherliche Eintragung gesichert,
so kann innerhalb 30 Jahren nach erfolgter Ein-
tragung gegen die Geltendmachung des dadurch
erworbenen Pfandrechtes die seither eingetretene
Verjährung der Abgabe nicht geltend gemacht
werden.

(5) Die Bestimmung des § 1456 a. b . G. B., nach
der Schuldigkeiten aus Hoheitsrechten (Kegalien)
nicht verjähren können, bleibt unberühr t .

Sicherung der Abgaben.

§ 16. (1) Das Finanzamt kann, sobald der Ta t -
bestand verwirklicht ist, an den die Abgabenvor-
schriften die Verpflichtung zur Entr ichtung einer
Abgabe knüpfen, noch bevor die Abgabenschuld
d e m Ausmaß nach feststeht und vollstreckbar
geworden ist (§ 11), einen Sicherstellungsauftrag
erlassen, u m einer Gefährdung oder wesentlichen
Erschwerung der Einbringung der Abgabe
zu begegnen. Das Gleiche gilt sinngemäß
nach Einleitung eines Abgabenstrafverfahrens
für die Sicherstellung des voraussichtlichen Aus-
maßes der zu verhängenden Geldstrafe. Der
Sicherstellung6$chuldner kann durch Erlag eines
v o m Finanzamt zu bestimmenden Betrages die
Aufhebung der Sicherstellungsanordnung u n d der
zur Vollziehung der Sicherung vorgenommenen
Maßnahmen erwirken.

(2) Der Sicherstellungsauftrag [Abs. (1)] hat
N a m e n u n d Anschrift des Abgabenschuldners u n d
die voraussichtliche H ö h e der Abgabenschuld (Ab-
gabenstrafe) anzugeben. Er hat ferner die Gründe
anzuführen, aus denen sich die Gefährdung oder
Erschwerung der Einbringung der Abgabe (Ab-
gabenstrafe) ergibt, und den Vermerk z u ent-
halten, daß die Sicherstellung sofort in Vollzug
gesetzt werden kann. Der Sicherstellungsauftrag
h a t schließlich den Betrag zu bestimmen, durch
dessen Hinterlegung der Sicherstellungsschuldner
die Aufhebung der Sicherstellungsanordnung und
der z u ihrer Vollziehung vorgenommenen Maß-
nahmen erwirken kann . Gegen den Sicherstel-
lungsauftrag ist das Rechtsmittel der Beschwerde
gegeben (§ 17).

(3) Auf Grund eines Sicherstellungsauftrages
[Abs. (1)] hat das Gericht auf Antrag des Finanz-
amtes ohne Bescheinigung der Gefahr und ohne
Sicherheitsleistung die Exekution zur Sicherstel-
lung des Abgabenbetrages (Abgabenstrafbetrages)
bis zu dessen Vollstreckbarkeit zu bewilligen. Die
Zustellung des Sicherstellungsauftrages kann zu-
sammen mit der Verständigung von der gericht-
lichen Exekutionsbewilligung erfolgen.

Rechtsmittel.

§ 17. Für Rechtsmittel gegen die auf Grund
dieses Bundesgesetzes ergehenden Bescheide und
Verfügungen und für die Berechnung der in
diesem Bundesgesetz geregelten Fristen gelten die
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 9. Februar
1949, B. G. Bl. Nr . 60, über das Rechtsmittel-
verfahren in Abgabensachen (Abgabenrechtsmittel-
gesetz — Abg.R.G.).

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 18. Die Verjährungsfrist des § 15, Abs. (1),
findet auch auf die Einforderung der Abgabenbe-
träge Anwendung, die vor Wirksamkeitsbeginn
dieses Bundesgesetzes fällig geworden sind und
bei denen die Verjährungsfrist nach den bisherigen
Bestimmungen im Zeitpunkt des Wirksamkeits-
beginnes dieses Bundesgesetzes noch nicht ab -
gelaufen war.

§ 19. (1) Die Bestimmungen über Zollstundung
[§ 91 des durch das Zollüberleitungsgesetz v o m
18. Juni 1946, B .G.Bl . N r . 127, wieder in Kraft
gesetzten Zollgesetzes vom 13. Juni 1920,
S t .G .Bl . N r . 250] und die Bestimmungen über
den Zollerlaß aus Billigkeitsgründen (§ 95 des
Zollgesetzes) bleiben unberühr t .

(2) Die §§ 90, Abs. (1), und 93, Abs. (4), des
Zollgesetzes werden aufgehoben.

(3) Bestimmungen, nach denen bei nicht zeit-
gerechter Entrichtung von Beiträgen an öffent-
liche Fonds Verzugszinsen zu entrichten sind,
werden aufgehoben.

§ 20. Mit dem Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes werden aufgehoben

1. die nach dem 13. März 1938 eingeführten
reichsrechtlichen Vorschriften über die Einhe-
bung und Verjährung der Abgaben, insbesondere

a) die §§ 99, 122 bis 130 und 168, Abs. (2),
der Abgabenordnung vom 22. Mai 1931,
Deutsches R.G.Bl. I S. 161;

b) § 131 der Abgabenordnung, soweit er sich
auf die Einbringung fälliger Abgaben be-
zieht;

c) die §§ 143 bis 149 der Abgabenordnung,
soweit sie die Verjährung des Rechtes zur
Einforderung fälliger Abgabenbeträge
regeln;

d) das Steuersäumnisgesetz vom 24. Dezember
1934, Deutsches R. G. Bl. I S. 1271;
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e) § 20 des Steueranpassungsgesetzes vom
16. Oktober 1934, Deutsches R. G. Bl. I
S. 925;

f) § 20 der Steuervereinfachungsverordnung
vom 14. September 1944, Deutsches R. G.
Bl. I S. 202;

g) die Stundungsordnung vom 29. Jänner
1923, Deutsches R. G. Bl. I S. 75, in der
durch die Verordnungen vom 17. August,
26. September und 21. Dezember 1923,
Deutsches R. G.Bl. I S. 811, 917 und 1238,
geänderten Fassung, soweit sie nicht be-
reits für den Bereich der Zölle durch das
Zollüberleitungsgesetz vom 18. Juni 1946,
B. G. Bl. Nr. 127, aufgehoben worden ist;

2. die landesrechtlichen Vorschriften, die bei
den durch eigene Organe der Länder, der Stadt
Wien, der Gemeindeverlbände und der Gemein-
den eingehobenen Abgaben dieser Körperschaften
die Voraussetzungen für deren Einhebung und die
Verjährung des Rechtes zur Einforderung fälliger
Abgaben regeln.

§ 21. (1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der
§§ 1 bis 20 dieses Bundesgesetzes wird durch
Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen
bestimmt.

(2) Die Durchführungsvorschriften können von
dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes
folgenden Tag an erlassen werden; sie treten
frühestens in dem gemäß Abs. (1) durch Verord-
nung zu bestimmenden Zeitpunkt in Kraft.

§ 22. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit den Bundesministerien für
Inneres und für Justiz betraut.

Renner
Figl Zimmermann Helmer Gerö

1 0 4 . Bundesgesetz vom 30. März 1949
über die Einbringung und Sicherung der
öffentlichen Abgaben (Abgabenexekutions-

ordnung — Abg. E. O.)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. HAUPTSTÜCK.

Allgemeine Grundsätze.

§ 1. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten für die Einbringung der öffentlichen Ab-
gaben und Beiträge im Sinn, der §§ 1 und 2 des
Bundesgesetzes vom 30. März 1949, B. G. Bl.
Nr. 103, über die Voraussetzungen der Ein-
hebung der öffentlichen Abgaben (Abgabenein-
hebungsgesetz — Abg.E.G.).

§ 2. Die Abgaben des Bundes, die durch die
Bundesfinanzverwaltung eingegebenen Abgaben
der Länder, der Stadt Wien, der Gemeindever-

bände und der Gemeinden sowie die durch die
Bundesfinanzverwaltung eingehobenen Beiträge
an öffentliche Fonds und an Körperschaften des
öffentlichen Rechtes werden im finanzbehörd-
lichen oder im gerichtlichen Vollstreckungs-
verfahren eingebracht.

§ 3. (1) Eine Vollstreckung auf bewegliche kör-
perliche Sachen, auf grundbücherlich nicht sicher-
gestellte Geldforderungen und auf Ansprüche
auf Herausgabe und Leistung beweglicher kör-
perlicher Sachen kann im finanzbehördlichen
oder im gerichtlichen Vollstreckungsverfahren
durchgeführt werden.

(2) Bei allen übrigen Vollstreckungsarten ist
nur ein gerichtliches Vollstreckungsverfahren
zulässig. Die Führung eines solchen Verfahrens
schließt die gleichzeitige Führung eines finanz-
behördlichen oder gerichtlichen Vollstreckungs-
verfahrens gemäß Abs. (1) nicht aus. Das Offen-
barungseidverfahren obliegt nur den Gerichten.

II. HAUPTSTÜCK.

Finanzbehördliches Vollstreckungs- und
Sicherungsverfahren.

I. TEIL.

Vollstreckung.

I. Abschni t t .

Allgemeine Bestimmungen.

Exekutionstitel.

§ 4. Als Exekutionstitel für die Vollstreckung
von Abgabenansprüchen kommen die über Ab-
gaben ausgestellten Rückstandsausweise in Be-
tracht.

D u r c h f ü h r u n g d e r V o l l s t r e c k u n g .

§ 5. (1) Vollstreckungsbehörde erster Instanz ist
das Finanzamt. Örtlich zuständig ist in der Regel
das Amt, dem die Einhebung der Abgabe obliegt,
es kann jedoch das Amt, in dessen Amtsbereich
die Vollstreckungshandlung vorzunehmen ist,
um deren Durchführung ersuchen. Zölle sind auf
Ersuchen der Zolldienststellen durch das
nach dem Wohnsitz des Abgabenschuldners zu-
ständige Finanzamt einzubringen. Vollstreckungs-
behörde zweiter Instanz ist die dem vollstrecken-
den Finanzamt übergeordnete Finanzlandesdirek-
tion.

(2) Das Finanzamt ha t d ie Vollstreckung von
Amts wegen einzuleiten und durchzuführen;
es bedient sich hiebei d e r Vollstrecker.

(3) Die Vollstrecker haben sich bei Durch füh rung
der erteilten Aufträge durch Aushändigung des
Vollstreckungsauftrages auszuweisen, sich inner-
halb des ihnen durch das Gesetz zugewiesenen
Wirkungskreises zu halten und die im einzelnen
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Fall vom Finanzamt gegebenen besonderen
Weisungen genau zu beobachten.

(4) Die Vollstrecker sind berechtigt, die durch
die Vollstreckung zu erzwingenden Zahlungen
und sonstigen Leistungen in Empfang zu nehmen
und über das Empfangene zu quittieren.

§ 6. (1) Der Vollstrecker ist befugt, soweit es
der Zweck der Vollstreckung enheischt, die Woh-
nung des Abgabenschuldners, dessen Behältnisse
und, wenn nötig, mit entsprechender Schonung
der Person, selbst die von ihm getragenen Klei-
der zu durchsuchen. Verschlossene Haus- und
Zimmertüren und verschlossene Behältnisse darf
er zum Zwecke der Vollstreckung eröffnen las-
sen. Falls jedoch weder der Abgabenschuldner
noch eine zu seiner Familie gehörige oder eine
von ihm zur Obsorge bestellte erwachsene Per-
son anwesend wäre, sind den vorerwähnten Voll-
streckungshandlungen zwei vertrauenswürdige,
großjährige Personen als Zeugen beizuziehen.

(2) Der Vollstrecker kann behufs Beseitigung
eines ihm entgegengesetzten Widerstandes die
Unterstützung der Organe des öffentlichen
Sicherheitsdienstes unmittelbar in Anspruch neh-
men.

§ 7. (1) Soweit erforderlich, können im finanz-
behördlichen Vollstreckungsverfahren mehrere
der in § 3, Abs. (1), genannten Vollstreckungs-
arten gleichzeitig angewendet werden.

(2) D ie Vol ls t reckung darf nicht in weiterem
Umfange vol lzogen werden, a l s es z u r Verwi rk -
lichung des Anspruches notwendig ist.

(3) Auf die bis z u r Befriedigung voraussichtlich
noch erwachsenden K o s t e n ist Bedacht zu n e h -
men.

(4) Die Ver fügungen des Vollstreckungsver-
fahrens k ö n n e n , sofern dieses Bundesgesetz
nichts anderes b e s t i m m t , schon v o r Ablauf de r
Rechtsmittelfrist (§ 22) i n Vol lzug gesetzt w e r -
den.

§ 8. (1) Die gesetzlichen Vorschrif ten, zufolge
deren gewisse Sachen dem Verkehr überhaupt
entzogen oder i n Ansehung de r Veräußerung
und des Eigentumserwerbs Beschränkungen
unterworfen sind, behalten auch für das finanz-
behördliche Vollstreckungsverfahren ihre Gel-
tung.

(2) Ebenso bleiben die gesetzlichen Vorschriften
sowie die in Staatsverträgen enthaltenen
Vereinbarungen unberühr t , wodurch gewisse
Sachen u n d Forderungen de r Vollstreckung
wegen Geldforderungen oder einem zu-
gunsten von Geldforderungen stattfindenden
Sicherungsverfahren ganz entzogen oder derlei
Vollstreckungs- und Sicherungsmaßregeln in An-
sehung solcher Sachen, Rechte und Forderungen
nur in bestimmten Grenzen und unter bestimmten
Beschränkungen zugelassen werden.

(3) Gegen eine Gemeinde oder gegen eine durch
Ausspruch einer Verwaltungsbehörde als öffent-
lich und gemeinnützig erklärte Anstalt k a n n die
Vollstreckung nur i n Ansehung solcher V e r m ö -
gensbestandteile durchgeführt werden, welche
ohne Beeinträchtigung der durch die Gemeinde
oder jene Anstalt zu wahrenden öffentlichen
Interessen zur Befriedigung verwendet werden
können. Zur Abgabe der Erklärung, inwieweit
letzteres hinsichtlich bestimmter Vermögens-
bestandteile zutrifft, sind die staatlichen Ver-
waltungsbehörden berufen.

(4) In das Eigentum einer un t e r staatlicher Auf-
sicht stehenden, dem öffentlichen Verkehre die-
nenden Anstalt dürfen Vollstreckungshandlun-
gen, welche geeignet wären, die Aufrechterhal-
tung des öffentlichen Verkehres zu stören, n u r
im Einvernehmen mi t der Aufsichtsbehörde und
unter den v o n dieser Behörde im Interesse des
öffentlichen Verkehres für notwendig befundenen
Einschränkungen vorgenommen werden.

(5) Auf das zur Instandhaltung und z u m Be-
triebe von Dampfschiffahrt-, Flußüberfuhr-,
Telegraphen-, Telephonunternehmungen und
öffentlichen Lagerhäusern gehörige, im Besitze
der Unte rnehmung befindliche Material findet
eine abgesonderte Vollstreckung nicht s ta t t .

(6) Die von Lottokollektanten für Rechnung
des Bundes eingehobenen Gelder können zugun-
sten von Ansprüchen, die wider den Lottokollek-
tanten gerichtet sind, weder in Exekution gezo-
gen noch durch Sicherungsmaßregeln getroffen
werden. D ie gesetzlichen Vorschriften über die
Unzulässigkeit de r Vollstreckung auf Lo t to -
gewinste u n d Gewinste der Klassenlotterie blei-
ben unberühr t .

§ 9. (1) An Sonntagen und gesetzlichen Feier-
tagen sowie zur Nachtzeit dürfen Vollstreckungs-
handlungen n u r in dringlichen Fällen mit Erlaub-
nis des Vorstandes des Finanzamtes oder seines
Vertreters vorgenommen werden.

(2) Die Verfügung, durch die die Erlaubnis
erteilt wird, ist dem Abgabenschuldner auf Ver-
langen bei der Vollstreckungshandlung in schrift-
licher Fassung vorzuweisen.

(3) Die Erteilung dieser Erlaubnis kann durch
ein Rechtsmittel nicht angefochten werden.

§ 10. In der Wohnung einer die Exterritoriali-
tät in Österreich genießenden Person können
Vollstreckungshandlungen nur mit Zustimmung
des Bundeskanzleramtes, Auswärtig« Angelegen-
heiten, vorgenommen werden.

§ 11. Alle an einer Vollstreckungshandlung Be-
teiligten können bei der Vornahme anwesend
sein. Personen, welche die Vollstreckungshand-
lung stören oder sich unangemessen betragen,
können vom Vollstrecker entfernt werden.
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E i n w e n d u n g e n gegen den An-
s p r u c h .

§ 12. (1) Gegen den Anspruch können im
Zuge des finanzbehördlichen Vollstreckungsver-
fahrens nur insofern Einwendungen erhoben wer-
den, als diese auf den Anspruch aufhebenden oder
hemmenden Tatsachen beruhen, die erst nach
Entstehung des diesem Verfahren zugrunde lie-
genden Exekutionstitels eingetreten sind.

(2) Die Einwendungen sind bei jenem Finanz-
a m t anzubringen, von welchem der Exekutions-
titel ausgegangen ist .

(3) Alle Einwendungen, die der Abgaben-
schuldner zur Zeit der Antragstellung vorzubrin-
gen imstande war, müssen bei sonstigem Aus-
schluß gleichzeitig geltend gemacht werden.

(1) Wenn den Einwendungen rechtskräftig statt-
gegeben wird, ist die Vollstreckung einzustellen.

E i n w e n d u n g e n gegen d ie Durch-
f ü h r u n g d e r V o l l s t r e c k u n g .

§ 13. (1) Wenn der Abgabenschuldner be-
streitet, daß die Vollstreckbarkeit eingetreten ist
oder wenn er behauptet, daß das Finanzamt auf
die Einleitung der Vollstreckung überhaupt oder
für eine einstweilen noch nicht abgelaufene Frist
verzichtet hat, so ha t er seine bezüglichen Ein-
wendungen beim Finanzamt [§ 12, Abs. (2)] gel-
tend zu machen.

(2) Die Bestimmungen des § 12, Abs. (3) und
(4), finden sinngemäß Anwendung.

W i d e r s p r u c h D r i t t e r .

§ 14. (1) Gegen die Vollstreckung kann auch
von einer drittem Person Widerspruch erhoben
wenden, wenn dieselbe an einem durch die Voll-
streckung betroffenen Gegenstande oder an einem
Teile eines solchen ein Recht behauptet, welches
die Vornahme der Vollstreckung unzulässig
machen würde.

(2) Wird einem solchen Widerspruch nicht vom
Finanzamt dadurch Rechnung getragen, daß es
die Vollstreckung auf den vom Widerspruch
betroffenen Gegenstand einstellt, so ist der
Widerspruch bei Gericht mittels Klage gel-
tend zu machen; die Klage kann zugleich
gegen die Republik Österreich und gegen
den Abgabenschuldner gerichtet werden,
welche in diesem Faille alls Streitgenossen zu be-
handeln sind.

(3) Für die Klage ist das Bezirksgericht zustän-
dig, in dessen Sprengel sich zur Zeit der Anbrin-
gung der Klage die Gegenstände ganz oder zum
Teil befinden, an welchen die behaupteten Rechte
bestehen sollen.

(4) Wenn der Klage rechtskräftig stattgegeben
wird, ist die Vollstreckung einzustellen.

(5) Die Bewilligung der Aufschiebung abliegt
diesfalls dem Gericht (§ 44 E. O.).

B e r i c h t i g u n g des E x e k u t i o n s -
t i t e l s .

§ 15. (1) Auf Antrag des Abgabenschuldners
kann der Exekutionstitel (§ 4) wegen offenbarer
Unrichtigkeiten berichtigt werden.

(2) Eine gesetzwidrig oder irrtümlich erteilte
Bestätigung der Vollstreckbarkeit ist vom Finanz-
amt, das den Exekutionstitel ausgestellt hat,
von Amts wegen oder auf Antrag des Abga-
benschuldners aufzuheben. Mit diesem Antrag
kann der Antrag auf Einstellung oder Aufschie-
bung der Vollstreckung verbunden werden.

E i n s t e l l u n g , E i n s c h r ä n k u n g u n d
A u f s c h i e b u n g der V o l l s t r e c k u n g .

§ 16. Außer in den in den §§ 12 bis 14 ange-
führten Fällen ist die Vollstreckung unter gleich-
zeitiger Aufhebung aller bis dahin vollzogenen
Vollstreckungsakte auf Antrag oder von Amts
wegen einzustellen

1. wenn der ihr zugrunde liegende Exekutions-
titel durch rechtskräftige Entscheidung aufge-
hoben wurde;

2. wenn die Vollstreckung auf Sachen oder
Forderungen geführt wird, die nach den gelten-
den Vorschriften der Vollstreckung überhaupt
oder einer abgesonderten Vollstreckung entzogen
sind;

3. wenn die Vollstreckung gegen eine Ge-
meinde oder eine als öffentlich und gemeinnützig
erklärte Anstalt gemäß § 8, Abs. (3), für unzu-
lässig erklärt wurde;

4. wenn die Vollstreckung aus anderen Grün-
den durch rechtskräftige Entscheidung für unzu-
lässig erklärt wurde;

5. wenn das Finanzamt auf den Vollzug der
bewilligten Vollstreckung überhaupt oder für
eine einstweilen noch nicht abgelaufene Frist
verzichtet hat oder wenn es von der Fortsetzung
des Vollstreckungsverfahrens abgestanden ist;

6. wenn sich nicht erwarten läßt, daß die
Fortsetzung oder Durchführung der Vollstreckung
einen die Kosten dieser Vollstreckung übersteigen-
den Ertrag ergeben wird;

7. wenn die erteilte Bestätigung der Voll-
streckbarkeit rechtskräftig aufgehoben wurde.

§ 17. (1) Treten die in den §§ 12 bis 16 be-
zeichneten Einstellungsgründe nur hinsichtlich
einzelner der in Vollstreckung gezogenen Gegen-
stände oder eines Teillies des vollstreckbaren An-
spruches ein, so hat statt der Einstellung eine
verhältnismäßige Einschränkung stattzufinden.
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(2) Außerdem ist die Vollstreckung einzu-
schränken, wenn sie in größerem Umfange voll-
zogen wurde, aus zur Erziehung vollständiger
Befriedigung notwendig ist.

§ 18. Die Aufschiebung der Vollstreckung
kann auf Antrag bewilligt werden

1. wenn die Aufhebung des über den Abgaben-
anspruch ausgestellten Exekutionstitels bean-
tragt wird;

2. wenn in bezug auf einen der im § 4 ange-
führten Exekutionstitel die Wiederaufnahme des
Verfahrens oder die Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand beantragt wird;

3. wenn gemäß § 16 die Einstellung beantragt
wird;

4. wenn gemäß §§ 12 oder 13 Einwendungen
erhoben werden;

5. wenn gegen einen Vorgang des Voll-
streckungsvollzuges Beschwerde geführt wird
und die für die Entscheidung darüber erforder-
lichen Erhebungen nicht unverzüglich stattfinden
können;

6. wenn ein Antrag gemäß § 15 eingebracht
wurde;

7. wenn nach Beginn des Vollzuges der Voll-
streckung ein Ansuchen um Stundung (Ratenbe-
willigung) eingebracht wird [§ 8 des Bundes-
gesetzes vom 30. März 1949, B. G. Bl. Nr . 103,
über die Voraussetzungen der Einhebung der
öffentlichen Abgaben (Abgabeneinhebungsgesetz
— Abg,E.G.)].

§ 19. (1) Bei Aufschiebung der Vollstreckung
bleiben, sofern das Finanzamt nicht etwas anderes
anordnet, alle Vollstreckungsakte einstweilen be-
stehen, welche zur Zeit des Ansuchens um Auf-
schiebung bereits in Vollzug gesetzt waren.

(2) Die Bewilligung der Aufschiebung hat
zu unterbleiben, wenn die Vollstreckung be-
gonnen oder fortgeführt werden kann, ohne
daß dies für denjenigen, der die Aufschiebung
verlangt, mit der Gefahr eines unersetzlichen
oder schwer zu ersetzenden Vermögensnachteiles
verbunden wäre.

(3) Bei Bewilligung der Aufschiebung hat das
Finanzamt anzugeben, für wie lange die Voll-
streckung aufgeschoben sein soll.

§ 20. Der Vollstrecker hat auch ohne vor-
gängige Weisung des Finanzamtes mit der Durch-
führung der Vollstreckung innezuhalten, wenn
ihm dargetan wird, daß nach Entstehung des
Exekutionstitels die Abgabenschuld befriedigt,
Stundung bewilligt oder von der Fortsetzung
des Vollstreckungsverfahrens abgestanden wurde.

V e r f a h r e n .

§ 21. (1) Über die durch den Vollstrecker vor-
genommenen Vollstreckungshandlungen ist von
demselben eine kurze Niederschrift aufzunehmen.

(2) Die Niederschrift hat Ort und Zeit der Auf-
nahme, die Namen des Abgabenschuldners und
der bei der Vollstreckungshandlung anwesenden
beteiligten Personen, den Gegenstand und eine
Angabe der wesentlichen Vorgänge zu enthalten.
Insbesondere ist jede bei Vornahme einer Voll-
streckungshandlung vom Abgabenschuldner oder
für denselben geleistete Zahlung in der Nieder-
schrift zu beurkunden. Die Niederschrift ist vom
Vollstrecker zu unterschreiben.

§ 22. Für die Berechnung der Fristen, für das
Rechtsmittelverfahren, für die Wiederaufnahme
des Verfahrens und für die Wiedereinsetzung im
den vorigen Stand gellten die Bestimmungen des
Bundesgesetzes vom 9. Februar 1949, B.G.Bl.
Nr. 60, über das Rechtsmittelverfahren in Ab-
gabensachen (Abgabenrechtsmittelgesetz —
Abg.R.G.).

B e k a n n t m a c h u n g d u r c h E d i k t .

§ 23. (1) In allen Fällen, in welchem die Ver-
ständigung durch Edikt zu geschehen hat, ist
dieses an der Amtstafel des Finanzamtes anzu-
schlagen und durch ein- oder mehrmalige Ein-
schaltung in die zu amtlichen Kundmachungen
im Lande bestimmte Zeitung zu veröffentlichen.

(2) Nach Ermessen des Finanzamtes kann je-
doch von Amts wegen oder auf Ant rag ver-
fügt werden, daß

1. das Edikt auch noch in anderen inländi-
schen oder in ausländischen Zeitungen veröffent-
licht werde,

2. oder, namentlich bei geringerem Wer te
der Exekutionsobjekte, die Verlautbarung durch
die Zeitung ganz unterbleibe u n d an deren Stat t
die Verlautbarung durch das Amtsblat t des Be-
zirkes oder durch Anhef tung an die für öffent-
liche Kundmachungen best immte Stelle derjeni-
gen Gemeinde z u erfolgen habe, in deren Ge -
biete die Gegenstände sich befinden oder die
Vollstreckung geführt wird, oder daß die Ver-
lautbarung in dieser Gemeinde in sonst orts-
üblicher Weise geschehe.

(3) Der Abgabenschuldner kann verlangen,
daß mi t der vom Finanzamt angeordneten Be-
kanntmachung auf seine Kosten auch andere der
in Abs. (1) und (2) angegebenen Verlautbarungs-
arten verbunden werden.

A u f f o r d e r u n g e n u n d M i t t e i l u n -
gen bei e i n e r V o l l s t r e c k u n g s -

h a n d l u n g .

§ 24. (1) Die bei einer Vollstreckungshandlung
vorkommenden Aufforderungen und sonstigen
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Mitteilungen ergehen, falls nicht in diesem Bun-
desgesetz etwas anders bestimmt ist, mündlich.

(2) Aufforderungen und Mitteilungen, welche
wegen Abwesenheit der Person, an welche sie zu
richten sind, nicht mündlich geschehen können,
sind schriftlich zuzustellen. Die Befolgung dieser
Vorschrift ist in der Niederschrift (§ 21) zu be-
merken.

A k t e n e i n s i c h t .

§ 25. Der Abgabenschuldner kann Einsicht in
die das Vollstreckungsverfahren betreffenden
Akten begehren und auf seine Kosten von ein-
zelnen Aktenstücken Abschriften verlangen.
Solche Einsicht- und Abschriftnahme kann auch
dritten Personen vom Vorstand des Finanzamtes
gestattet werden, insoweit sie ein rechtliches Inter-
esse glaubhaft machen und nicht die Bestim-
mungen über die Wahrung des Steuergeheimnisses
entgegenstehen. Durch die Abschriftnahme dürfen
jedoch die gerade dringend benötigten Akten-
stücke dem Vollstrecker nicht entzogen werden.

G e b ü h r e n u n d A u s l a g e n e r s ä t z e .

§ 26. (1) Der Abgabenschuldner hat alle Ge-
bühren und die zur Rechtsverwirklichung not-
wendigen Barauslagen des Vollstreckungsverfah-
rens zu erstatten.

(2) Die Gebühren des finanzbehördlichen Voll-
streckungsverfahrens betragen in Hundertteilen
des einzubringenden Betrages für die

a) Vornahme der Pfändung (Pfändungs-
gebühr) bis zu 100 S einschließlich 1½ %,
von dem Mehrbetrag ¾ %;

b) Durchführung der Feilbietung oder frei-
willigen Veräußerung (Versteigerungs-
gebühr) bis zu 100 S einschließlich 2 %, von
dem Mehrbetrag 1 %.

Das Mindestmaß der Gebühren unter a
und b beträgt je 1 S. Die Gebühren sind
nach unten auf einen durch 10 teilbaren
Groschenbetrag abzurunden.

(3) Es werden fällig

a) die Pfändungsgebühr mit der Durchfüh-
rung der Amtshandlung;

b) die Feilbietungsgebühr mit der Durchfüh-
rung der Amtshandlung.

(4) Die in Abs. (2), a und b, genannten Ge-
bühren sind auch dann zu entrichten, wenn die
Amtshandlung erfolglos verlief oder nur deshalb
unterblieb, weil der Abgabenschuldner die Schuld
erst unmittelbar vor Beginn der Amtshandlung
an den Vollstrecker bezahlt hat.

(5) Außer den im Abs. (2) angeführten Ge-
bühren h a t der Abgabenschuldner die durch die

Vollstreckungsmaßnahmen verursachten Baraus-
lagen zu ersetzen, die erforderlichenfalls durch
Bescheid unter Festsetzung einer Zahlungsfrist
anzufordern sind, soweit sie nicht unmittelbar
aus einem Verkaufserlös beglichen werden (§ 51).
Zu den Barauslagen zählen auch die Entlohnung
der bei der Durchführung des Vollstreckungs-
verfahrens verwendeten Hilfspersonen, wie
Schätzleute u n d Verwahrer , ferner bei Durch-
führung de r Versteigerung in einer öffentlichen
Versteigerungsanstalt [§ 43, Abs. (2)] die dieser
Anstal t zukommenden Gebühren u n d Kosten-
ersätze.

II . A b s c h n i t t .

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen.

§ 27. Die Vollstreckung auf bewegliche kör -
perliche Sachen erfolgt durch Pfändung u n d Ver-
kauf derselben.

U n p f ä n d b a r e S a c h e n .

§ 28. Auf Gegenstände, welche zur Ausübung
des Gottesdienstes einer gesetzlich anerkannten
Kirche oder Religionsgenossenschaft verwendet
werden, sowie auf Kreuzpartikeln und Reliquien,
mit Ausnahme ihrer Fassung, kann Vollstreckung
nicht geführt werden. Bei einer Vollstreckung
auf die Fassung von Kreuzpartikeln und Reli-
quien darf die Authentika nicht verletzt werden.

§ 29. Der Vollstreckung sind ferner entzogen:

1. die Kleidungsstücke, die Betten, die Wäsche,
die Haus- und Küchengeräte, insbesondere die
Heiz- und Kochöfen, soweit diese Gegenstände
für den Abgabenschuldner und für dessen im
gemeinsamen Haushalte mit ihm lebenden Fami-
lienglieder und Dienstleute unentbehrlich sind,
sowie Gegenstände, die zum gewöhnlichen Haus-
rat gehören und im Haushalte des Abgaben-
schuldners gebraucht werden, wenn ohneweiters
ersichtlich ist, daß durch deren Verwertung nur
ein Erlös erzielt werden würde, der zum Werte
außer allem Verhältnis steht;

2. die für den Abgabenschuldner und dessen im
gemeinsamen Haushalte mit ihm lebenden Fami-
lienglieder und Dienstleute auf vierzehn Tage
erforderlichen Nahrungs- und Feuerungsmittel;

3. eine Milchkuh oder nach der Wahl des Ab-
gabenschuldners zwei Ziegen oder drei Schafe
nebst den zum Unterhalte und zur Streu bis zur
Zeit der nächsten Ernte erforderlichen Futter-
und Streuvorräten, sofern die bezeichneten Tiere
für die Ernährung des Abgabenschuldners und
seiner im gemeinsamen Haushalte mit ihm leben-
den Familienglieder und Dienstleute unentbehr-
lich sind;
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4. die Unterstützungen an Naturalien, welche
dem Abgabenschuldner im Falle eines Notstan-
des aus öffentlichen oder privaten Mitteln ge-
währt wurden;

5. bei Beamten, Geistlichen, Lehrern, Rechts-
anwälten, Notaren, Ärzten und Künstlern sowie
bei anderen Personen, welche einen geistigen Be-
ruf persönlich ausüben oder sich auf einen solchen
vorbereiten, die zur Verwaltung des Dienstes
oder Vorbereitung und Ausübung des Berufes
erforderlichen Gegenstände sowie die anständige
Kleidung, desgleichen bei öffentlichen Sicherheits-
organen alle zur Versehung des Dienstes erforder-
lichen Gegenstände;

6. bei Handwerkern und Kleingewerbetreiben-
den, weiters bei Hand- und Fabriksarbeitern und
anderen Personen, die aus Handleistungen ihren
Erwerb ziehen, sowie bei Hebammen die zur
persönlichen Fortsetzung der Erwerbstätigkeit
erforderlichen Gegenstände, desgleichen die zur
Aufarbeitung bestimmten Rohmaterialien nach
Wahl des Abgabenschuldners bis zum Höchst-
werte von 1000 S;

7. bei Personen, deren Geldbezüge durch Ge-
setz oder Privileg der Vollstreckung ganz oder
teilweise entzogen sind, derjenige Teilbetrag des
vorgefundenen Bargeldes, welcher dem der Voll-
streckung nicht unterworfenen, auf die Zeit von
der Vornahme der Pfändung bis zum nächsten
Zahlungstermine des Bezuges entfallenden Ein-
kommen entspricht;

8. bares Geld, welches offenbar aus einer dem
Abgabenschuldner anläßlich eines Notstandes
(Z. 4) aus öffentlichen Mitteln verabfolgten
Unterstützung oder aus einem unter gleicher
Voraussetzung aus öffentlichen Fonds gewährten
rückzahlbaren Vorschusse herrührt;

9. die zum Betriebe einer Apotheke unent-
behrlichen Geräte, Gefäße und Warenvorräte;

10. die Bücher, welche zum Gebrauche des
Abgabenschuldners und seiner im gemeinsamen
Haushalte mit ihm lebenden Familienglieder in
der Kirche oder Schule bestimmt sind;

11. der Ehering des Abgabenschuldners, Briefe
und andere Schriften des Abgabenschuldners
und die Familienbilder mit Ausnahme der
Rahmen;

12. Orden und Ehrenzeichen;
13. künstliche Gliedmaßen, Brillen und an-

dere wegen körperlicher Gebrechen notwendige
Hilfsmittel, soweit diese Gegenstände zum Ge-
brauche des Abgabenschuldners und seiner Fa-
milie bestimmt sind;

14. die zur Bekämpfung einer Krankheit aus
öffentlichen oder privaten Mitteln gewährten
Arzneien, Apparate, Nahrungsmittel und sonsti-
gen Gegenstände.

§ 30. (1) Das auf einer Liegenschaft befindliche
Zubehör derselben (§§ 294 bis 297 a.b. G.B.)
darf nur mit dieser Liegenschaft selbst in Voll-
streckung gezogen werden.

(2) Auf das Bergwerkszubehör und das Zu-
behör von Schiffen und Flößen findet eine abge-
sonderte Vollstreckung nicht statt.

P f ä n d u n g .

§ 31. (1) Die Pfändung der in der Gewahrsame
des Abgabeschuldners befindlichen körperlichen
Sachen wird dadurch bewirkt, daß der Voll-
strecker dieselben in einem Protokolle ver-
zeichnet und beschreibt (Pfändungsprotokoll).

(2) In das Protokoll ist die Erklärung aufzu-
nehmen, daß die verzeichneten Gegenstände zu-
gunsten der vollstreckbaren Abgabenforderung in
Pfändung genommen wurden. Die Abgabenforde-
rung ist i m Protokolle nach Kapital und Neben-
gebühren unter Bezugnahme auf den Exekutions-
titel anzugeben. Die Pfändung kann nu r für eine
ziffermäßig bestimmte Geldsumme stattfinden;
ziffermäßige Angabe der v o m Abgabenschuldner
zu leistenden Nebengebühren ist nicht not -
wendig.

(3) Behaupten dr i t te Personen bei der Pfändung
a n den im Protokolle verzeichneten Sachen solche
Rechte, welche die Vornahme de r Vollstreckung
unzulässig machen würden, so sind diese An-
sprüche i m Pfändungsprotokoll anzumerken.

(4) Von dem Vollzuge der Pfändung ist der
Abgabenschuldner in Kenntnis z u setzen, es sei
denn, daß er bei der Pfändung anwesend oder
vertreten war oder daß i h m eine Ausfertigung
des Versteigerungsediktes unverweil t zugestellt
wird [§ 42, Abs. (2)] .

(5) Das Pfändungsprotokoll ist dem Finanzamt
vorzulegen.

§ 32. (1) Durch die Pfändung wird für die voll-
streckbare Abgabenforderung ein Pfandrecht an
den im Pfändungsprotokoll verzeichneten und
beschriebenen körperlichen Sachen erworben.

(2) Die Pfändung v o n körperlichen Sachen,
welche bereits zugunsten e iner anderen voll-
streckbaren Abgabenforderung pfandweise ver-
zeichnet und beschrieben sind, geschieht durch
Anmerkung auf dem vorhandenen Pfändungs-
protokoll. Wird ausschließlich die Pfändung kör-
perlicher Sachen begehrt, die bereits gepfändet
sind, so kann die Anmerkung ohne neuerliche Er-
hebungen vollzogen werden.

G e l t e n d m a c h u n g von Pfand- und
V o r z u g s r e c h t e n D r i t t e r .

§ 33. (1) Der Pfändung kann ein Dritter, der
sich nicht im Besitze der Sache befindet, wegen
eines ihm zustehenden Pfand- oder Vorzugs-
rechtes nicht widersprechen. Er kann jedoch
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schon vor Fälligkeit der Forderung, für die das
Pfand- oder Vorzugsrecht besteht, seinen An-
spruch auf vorzugsweise Befriedigung aus dem
Erlöse der fraglichen Sache mittels Klage geltend
machen. Im Falle der Erhebung der Klage wider
die Republik Österreich und den Abgabenschuld-
ner sind diese als Streitgenossen zu behandeln.

(2) Wenn die Sache vor rechtskräftiger Ent-
scheidung über die Klage im Vollstreckungsweg
verkauft wird und der klägerische Anspruch
genügend bescheinigt ist, kann auf Antrag vom
Gerichte die einstweilige Hinterlegung des Erlöses
angeordnet werden.

V e r w a h r u n g .

§ 34. (1) Gepfändete leicht mitnehmbare Gegen-
stände sind vom Vollstrecker in Verwahrung zu
nehmen und beim Finanzamt zu erlegen. Andere
Gegenstände sind in der Gewahrsame des Abga-
benschuldners zu belassen, wenn aber die Ein-
bringung dar Abgabe dadurch gefährdet er-
scheint, einem geeigneten Verwahrer zu über-
geben.

(2) Die Kosten der Verwahrung sind einst-
weilen von der Republik Österreich zu tragen.

(3) Werden die gepfändeten beweglichen körper-
lichen Sachen nicht in Verwahrung genommen,
so ist die Pfändung i n einer für jedermann
leicht erkennbaren Weise ersichtlich zu machen.

(4) Sofern der Verwahrer ohne Zustimmung
des Abgabenschuldners bestellt wurde, ist dieser
un te r Bekanntgabe des Namens des Verwahrers
von dessen Ernennung zu verständigen. Unte r
Darlegung geeigneter Gründe kann jederzeit die
Ernennung eines anderen Verwahrers beantragt
werden.

(5) Gepfändete Geldsorten sind immer abzu-
nehmen. Für die Berechnung des Wertes von
Münzen und ausländischen Geldzeichen ist der
von der Nationalbank amtlich notierte Kurs des
Pfändungstages maßgebend.

§ 35. Die gleichen Vorschriften gelten für die
Pfändung u n d Verwahrung der beweglichen
körperlichen Sachen des Abgabenschuldners, die
sich in der Gewahrsame der Republik Österreich
oder einer zu deren Herausgabe bereiten dritten
Person befinden.

E i n s c h r ä n k u n g d e r P f ä n d u n g .

§ 36. Hat die Republik Österreich eine beweg-
liche körperliche Sache des Abgabenschuldners
in ihrer Gewahrsame, an der ihr ein Pfandrecht
oder ein Zurückbehaltungsrecht für die zu voll-
streckende Abgabenforderung zusteht, so kann
der Abgabenschuldner, soweit diese Forderung
durch die Sache gedeckt ist, beim Finanzamt die
Einschränkung der Pfändung auf diese Sache be-
antragen. Besteht das Pfand- oder Zurück-

behaltungsrecht zugleich für eine andere Forde-
rung, so ist dem Antrag nur stattzugeben, wenn
auch diese Forderung durch die Sache gedeckt ist.

V e r k a u f .

§ 37. (1) Die gepfändeten Sachen sind) zu ver-
kaufen.

(2) Solange das Verkaufsverfahren im Gange
ist, k a n n ein besonderes Verkaufsverfahren in
Ansehung derselben Sachen nicht mehr einge-
leitet werden.

(3) Wird der Verkauf zugunsten weiterer vol l-
streckbarer Abgaben in Ansehung der gleichen
Sachen angeordnet, so wird das Verkaufs-
verfahren für diese so geführt, wie wenn es zu
ihren Gunsten eingeleitet worden wäre.

§ 38. (1) Gepfändete Wertpapiere, welche einen
Börsenpreis haben, sind durch Vermi t t lung
eines Handelsmäklers mit möglichster Bedacht-
nahme auf den jeweiligen Börsenpreis aus freier
H a n d zu verkaufen.

(2) Andere Gegenstände, die a n dem Or t e , w o
sie sich befinden, einen Börsen- oder Marktpreis
haben, sind mit möglichster Bedachtnahme auf
den jeweiligen Börsen- oder Marktpreis durch die
Vermit t lung eines Handelsmäklers oder i n E r -
manglung eines solchen durch einen zu Versteige-
rungen befugten Beamten oder durch den Vol l -
strecker aus freier Hand zu verkaufen.

(3) Besteht für Gegenstände von der A r t der
gepfändeten Sachen an dem Orte, w o sie sich
befinden, kein Börsen- oder Marktpreis, so kann
das Finanzamt nach Einvernehmung des Ab-
gabenschuldners verfügen, daß die Gegenstände
zum Zwecke des Verkaufes aus freier H a n d und
mit möglichster Bedachtnahme auf den jeweiligen
Börsen- oder Marktpreis an einen anderen O r t
gesendet werden, an welchem sich eine Börse
oder ein Mark t für Gegenstände dieser A r t be -
findet, oder daß sie daselbst ohne Übersendung
durch Vermit t lung eines Handelsmäklers ode r
eines zu Versteigerungen befugten Beamten mi t
möglichster Bedachtnahme auf den jeweiligen
Börsen- oder Marktpreis aus freier H a n d ver-
kauft werden. Die Übersendung geschieht auf
Kosten und Gefahr des Abgabenschuldners.

(4) Die Übersendung oder die Veräußerung
mittels Auftrag an einen Handelsmäkler k a n n
vom Finanzamt nach Einvernehmung des A b -
gabenschuldners auch dann verfügt werden, wenn
sich für Sachen der bezeichneten Ar t an einem
bestimmten anderen Orte bessere Gelegenheit zu
einem vorteilhaften Verkaufe aus freier H a n d
darbietet.

(5) Bei Anordnung eines Verkaufes aus
freier H a n d ha t das Finanzamt den Preis,
unter welchen bei der Veräußerung nicht herab-
gegangen werden darf, und die Zeit zu be-
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stimmen, innerhalb welcher der Verkauf zu be-
wirken ist. Mangels solcher Preisbestimmung ist
in dem Falle, als der Verkauf zum Börsen- oder
Marktpreise angeordnet wurde, dem Berichte
über den Verkauf ein amtlicher Nachweis über
den Börsen- oder Marktpreis des Verkaufstages
und über die etwa bezahlte Mäklergebühr und
sonstigen Auslagen beizuschließen.

(6) Lautet ein Wertpapier auf Namen, so ist
der Vollstrecker zu ermächtigen, die Umschrei-
bung auf den Namen des Käufers zu erwirken
und alle zum Zwecke der Veräußerung erforder-
lichen urkundlichen Erklärungen mit Rechts-
wirksamkeit an Stelle des Abgabenschuldners
abzugeben.

(7) Die Bestimmung des § 367 a. b. G. B. über
den Eigentumserwerb an Sachen, die in einer
öffentlichen Versteigerung zur Veräußerung ge-
gebracht wurden, gilt auch in Ansehung des durch
einen Hainideismäkler, durch einen zu Ver-
steigerungen befugten Beamten oder durch den
Vollstrecker aus freier Hand vorgenommenen
Verkaufes sowie in Ansehung der Übertragung
des Eigentums.

§ 39. (1) Alle übrigen gepfändeten Gegenstände
sind, sofern sie dem Verkaufe überhaupt unter-
liegen, öffentlich zu versteigern.

(2) Auch Gegenstände, deren Verkauf aus
freier H a n d gemäß § 38 angeordnet wurde, sind
im Wege öffentlicher Versteigerung zu ver-
kaufen, wenn sie innerhalb drei Wochen nach
Erteilung des Verkaufsauftrages aus freier Hand
nicht verkauft werden.

§ 40. (1) Wenn sich jemand spätestens acht
Tage vor dem Versteigerungstermin unter gleich-
zeitiger Leistung einer Sicherheit in der Höhe
von mindestens einem Viertel des Schätzungs-
wertes bereit erklärt, die gepfändeten Sachen im
ganzen oder größere Partien derselben u m einen
Preis zu übernehmen, welcher ihren Schätzungs-
wert um mindestens ein Viertel übersteigt, und
nebst den etwaigen Schätzungskosten auch alle
bisher aufgelaufenen, dem Abgabenschuldner zur
Last fallenden Kosten des Vollstreckungsver-
fahrens (§ 26) ohne Anrechnung auf den Über-
nahmspreis zu tragen, so kann das Finanzamt
diesem Antrage nach Einvernehmung des Abgaben-
schuldners stattgeben, wenn diejenigen Personen
zustimmen, die ein Pfandrecht an den zu verstei-
gernden Gegenständen erworben haben, deren
Forderung aber durch den Übernahmspreis nicht
unzweifelhaft vollständig gedeckt wird.

(2) Das Verkaufsverfahren kann aufgeschoben
werden. Nach Bezahlung des Übernahmspreises
ist die Versteigerung einzustellen.

(3) Bei Saumsal in der Bezahlung des Über-
nahmspreises ist das aufgeschobene Versteige-

rungsverfahren von Amts wegen wieder aufzu-
nehmen; die geleistete Sicherheit verfällt und ist
wie ein Verkaufserlös zu behandeln.

§ 41 . Zwischen der Pfändung und Ver-
steigerung muß eine Frist von mindestens drei
Wochen liegen. Vor Ablauf dieser Frist darf nur
dann zum Verkaufe geschritten werden, wenn
Sachen gepfändet wurden, die ihrer Beschaffen-
heit nach bei längerer Aufbewahrung dem
Verderben unterliegen, wenn die gepfändeten
Sachen bei Aufschub des Verkaufes beträchtlich
an Wer t verlieren würden, oder wenn die längere
Aufbewahrung des Pfandstückes unverhältnis-
mäßige Kosten verursachen würde.

§ 42. (1) Den Versteigerungstermin bestimmt,
sofern nicht das Finanzamt etwas anderes verfügt,
der Vollstrecker. Die. Bekanntmachung der Ver-
steigerung hat mittels Ediktes zu geschehen. Im
Edikt sind nebst der Angabe des Ortes und der
Zeit der Versteigerung die zu versteigernden
Sachen ihrer Gattung nach zu bezeichnen und
zu bemerken, ob und wo dieselben vor der Ver-
steigerung besichtigt werden können.

(2) Von der Anberaumung des Versteigerungs-
termins ist der Abgabenschuldner durch Zu-
stellung einer Ausfertigung des Ediktes zu ver-
ständigen. Die Verständigung kann unterbleiben,
soweit dem Abgabenschuldner der Versteige-
rungstermin bereits bei der Vornahme der
Pfändung bekanntgegeben wurde; die Kenntnis-
nahme ist zu bestätigen.

§ 43. (1) Die Versteigerung erfolgt an dem
Orte, an welchem sich die gepfändeten Sachen
befinden, wenn nicht das Finanzamt von Amts
wegen oder auf Antrag des Abgabenschuldners
anordnet, daß die Gegenstände an einen anderen
Or t zur Versteigerung versendet werden. Letz-
teres ist namentlich bei Gegenständen von großem
Werte, bei Gold- und Silbersachen oder anderen
Kostbarkeiten, bei Kunstobjekten, Sammlungen,
u. dgl. zulässig.

(2) Durch Verordnung können besondere Ein-
richtungen behufs Vornahme von Versteigerungen
in öffentlichen Versteigerungsanstalten getroffen
werden.

§ 44. (1) Die Versteigerung wird durch den
Vollstrecker vollzogen. Der Versteigerung ist
ein Sachverständiger beizuziehen, welcher die
einzelnen zur Versteigerung gelangenden Gegen-
stände bewertet. Fehlt es a n Sachverständigen,
die alle zum Verkaufe bestimmten Gegenstände
zu bewerten verstehen, so können, falls es sich
um größere Mengen oder um Gegenstände
größeren Wertes handelt, für die einzelnen
Gruppen von Gegenständen verschiedene Sach-
verständige beigezogen werden. Bei Bewertung
von Gold- und Silbersachen ist auch der Metall-
wert anzugeben.



518 Stück 22, Nr . 104.

(2) Kostbarkeiten, Warenlager und andere
Gegenstände, deren Schätzung bei der Versteige-
rung selbst untunlich ist, ha t der Vollstrecker
schon vor der Versteigerung durch einen Sach-
verständigen abschätzen zu lassen.

(3) Gelangen lediglich Gegenstände zu r Ver-
steigerung, welche bereits im Sinne des vor-
stehenden Absatzes abgeschätzt sind, so ist die
Versteigerung ohne Beiziehung eines Sach-
verständigen abzuhalten.

(4) Die Person des Sachverständigen wird vom
Finanzamt bestimmt.

§ 45. (1) Bei der Versteigerung sind die Pfand-
stücke einzeln oder, w e n n größere Mengen
gleichartiger Gegenstände zum Verkaufe ge-
langen, auch partienweise unter Angabe des
Schätzungswertes (Ausrufspreis) auszubieten.

(2) Die Zuziehung eines Ausrufers kann unter -
bleiben.

(3) Ein Vadium haben die Bieter nicht zu er-
legen.

(4) Anbote, die nicht wenigstens die Hälfte des
Ausrufspreises erreichen, dürfen bei der Ver-
steigerung nicht berücksichtigt werden. Das
Finanzamt kann v o r dem Versteigerungstermine
auch einen die Hälfte des Ausrufspreises über-
steigenden Betrag als geringstes Gebot fest-
stellen.

(5) Gold- und Silbersachen dürfen nicht unter
ihrem Metallwerte zugeschlagen werden.

(6) Der Vollstrecker, d e r die Versteigerung
leitet, hat den Ausrufspreis und bei Gold- und
Silbersachen überdies den Metallwert bekannt-
zugeben.

§ 46. (1) Der Abgabenschuldner ist vom Bieten
im eigenen und im fremden Namen ausge-
schlossen. Vertreter des Abgabenschuldners sind
zum Bieten nicht zugelassen. Gleiches gilt von
dem den Termin leitenden Vollstrecker.

(2) Jeder Bieter, dessen Anbot zugelassen
wurde, bleibt an dasselbe gebunden, bis ein
höheres Anbot abgegeben wird. Durch Ein-
stellung des Verfahrens wi rd der Bieter von
seiner Verpflichtung frei.

§ 47. (1) Die Versteigerung beginnt mit dem
Aufruf der Sache. Hierauf wird zum Bieten auf-
gefordert.

(2) Die Aufforderung z u m Bieten darf erst
nach Ablauf einer halben S tunde seit de r als
Beginn des Termines festgesetzten Zeit erfolgen.

(3) Die Versteigerung ist fortzusetzen, so lange
höhere Anbo te abgegeben werden. Auf Ver -
langen eines oder mehre re r Bieter kann eine
kurze Überlegungsfrist bewill igt werden.

(4) Der den Termin leitende Vollstrecker h a t
das letzte Anbot noch einmal vernehmlich bekannt
zu machen.

§ 48. (1) D e r Zuschlag an den Meistbietenden
erfolgt, w e n n ungeachtet einer zweimaligen a n
die Bieter gerichteten Aufforderung ein höheres
Anbot nicht mehr abgegeben wird .

(2) Die zu versteigernden Gegenstände werden
n u r gegen Barzahlung verkauft u n d müssen v o m
Meistbietenden sofort übe rnommen werden. D e r
Ersteher ha t wegen eines Mangels der ver -
äußerten Sachen keinen Anspruch auf G e w ä h r -
leistung.

(3) H a t der Ersteher den Kaufpreis nicht bis
zum Schlusse der Versteigerung [Abs. (4)]
erlegt, so ist die ihm zugeschlagene Sache im selben
Termine neuerlich auszubieten. D e r Meistbietende
wird bei dieser neuerlichen Versteigerung zu
einem Anbote nicht zugelassen; er haftet für
einen etwaigen Ausfall, ohne den Mehrerlös be-
anspruchen zu können. D e r Ausfall ist durch
Bescheid des Finanzamtes festzusetzen. Dieser
Bescheid kann mach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes vollstreckt werden.

(4) Der Schluß der Versteigerung ist zu ver-
künden. Die Versteigerung wird auch geschlos-
sen, sobald der erzielte Erlös zur Befriedigung
hinreicht.

§ 49. Über den Versteigerungstermin ist ein
Protokoll aufzunehmen; es hat insbesondere den
Namen des Vollstreckers sowie die Zeit des Be-
ginnes dies Termines, der Aufforderung zu r A b -
gabe von Anboten u n d des Schlusses der Verstei-
gerung zu enthalten. Außerdem sind nebst d e n
Ankaufspreisen, die erzielten Meistbote u n d d i e
Käufer anzugeben.

§ 50. (1) Das Finanzamt kann, wenn dies allen
Beteiligten offenbar z u m Vorteile gereicht, auf
Antrag des Abgabenschuldners oder v o n Amts
wegen anordnen , d a ß die gepfändeten Sachen,
die nicht zu den i m § 38 bezeichneten Gegen-
ständen gehören u n d hinsichtlich deren auch
kein Übernahmsant rag nach § 40 vorliegt, in an-
derer Weise als durch öffentliche Versteigerung
verwertet werden; doch m u ß der Ant rag späte-
stens drei Tage v o r dem Versteigerungstermin
gestellt werden. Der Verkauf aus freier H a n d
darf überdies n u r gegen entsprechende Sicher-
heitsleistung u n d bei Zusicherung des namhaft
gemachten Käufers, den best immten Kaufpreis
zu bezahlen, angeordnet werden. W i r d die Sicher-
heit erlegt, so ist de r Versteigerungstermin ab-
zusetzen. Hinsichtlich der Sicherheitsleistung sind
die Best immungen des § 40 sinngemäß anzu-
wenden.

(2) Das Finanzamt kann weiters v o n A m t s
wegen ode r auf An t rag anordnen , d a ß Sachen,
für die bei de r Versteigerung das geringste Gebot
nicht erreicht wurde, i n anderer Weise als durch
öffentliche Versteigerung verwer te t werden. Je-
doch darf bei dieser Verwer tung nicht un te r die
Hälfte des Schätzungswertes u n d bei Gold- u n d
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Silbersachen, falls der Metallwert höher ist, nicht
unter diesen herabgegangen werden.

(3) Durch Verordnung können besondere Ein-
richtungen behufs Verwertung von Pfandstücken
getroffen werden, für die bei der Versteigerung
ein den Ausrufspreis erreichendes Anbot nicht
abgegeben wurde.

(4) Das Finanzamt kann auf Antrag oder von
Amts wegen verfügen, daß Pfandgegenstände ge-
ringeren Wertes ohne vorausgegangene beson-
dere Bekanntmachung ihrer Versteigerung bei
einer gegen einen anderen Abgabenschuldner an-
beraumten und bekanntgemachten Versteigerung
versteigert werden.

V e r w e n d u n g des V e r k a u f s e r l ö s e s .

§ 51. (1) Aus dam bei der Versteigerung er-
zielten Erlöse, einschließlich der gemäß § 40 oder
§ 50 verfallenen Sicherheit, hat der Vollstrecker
den nach Albzug der Versteigerungs- und
Schätzungskosten erübrigenden Betrag dem
Finanzamt zu übergeben.

(2) Das Finanzamt hat zunächst die Gebühren
u n d Kosten des finanzbehördlichen Vollstrek-
kungsverfahrens (§ 26) zu berichtigen und den
Rest auf die Abgabenforderung zu verrechnen;
hierüber ist dem Abgabenschuldner ein Bescheid
zuzustellen.

(3) Die Bestimmungen der Abs. (1) u n d (2)
gelten sinngemäß für die Verwendung eines auf
andere A r t erzielten Erlöses.

(4) Dr i t t e k ö n n e n i h r besseres Recht nur im
Wege d e r Klage geltend machen.

A u s s c h l u ß von R e c h t s m i t t e l n .
§ 52. Gegen Bescheide und Verfügungen,

durch welche die Verwahrung gepfändeter Gegen-
stände, deren Schätzung vor dem Versteigerungs-
termine, die Übersendung an einen anderen
Ort zum Zwecke des Verkaufes oder die Ein-
beziehung der gepfändeten Gegenstände in die in
Ansehung anderer Pfandstücke bewilligte Ver-
steigerung angeordnet oder ein Verwahrer er-
nannt wird, ferner gegen den Bescheid, welcher
den Versteigerungstermin bestimmt, findet ein
Rechtsmittel nicht statt.

III. A b s c h n i t t .

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sicher-
gestellte Geldforderungen.

A r b e i t s e i n k o m m e n .

§ 53. (1) Arbeitseinkommen, das in Geld zahl-
bar ist, kann nur nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen gepfändet werden.

(2) Arbeitseinkommen sind die Dienst- und
Versorgungsbezüge, Arbeits- und Dienstlöhne,
Ruhegelder und ähnliche nach dem einstweiligen

oder dauernden Ausscheiden aus dem Dienst-
oder Arbeitsverhältnis gewährte fortlaufende
Einkünfte, ferner Hinterbliebenenbezüge sowie
sonstige Vergütungen für Dienstleistungen aller
Art, die die Erwerbstätigkeit des Abgaben-
schuldners vollständig oder zu einem wesent-
lichen Teil in Anspruch nehmen.

(3) Die Pfändung des in Geld zahlbaren Ar-
beitseinkommens erfaßt alle Vergütungen, die
dem Abgabenschuldner aus der Arbeits- oder
Dienstleistung zustehen, ohne Rücksicht auf ihre
Benennung oder Berechnungsart.

Dem A r b e i t s e i n k o m m e n g l e i chge -
s t e l l t e Bezüge.

§ 54. Die für das Arbeitseinkommen erlassenen
Vorschriften gelten auch für die folgenden Be-
züge, soweit sie in Geld zahlbar sind

1. Bezüge, die ein Dienstnehmer zum Ausgleich
für Wettbewerbsbeschränkungen für die Zeit nach
Beendigung seines Dienstverhältnisses bean-
spruchen kann;

2. Renten, die auf Grund von Versicherungs-
verträgen gewährt werden, wenn, diese Verträge
zur Versorgung des Versicherungsnehmers oder
seiner unterhaltsberechtigten Angehörigen ein-
gegangen sind.

U n p f ä n d b a r e Bezüge.

§ 55. Unpfändbar sind
1. zur Hälfte die für die Leistung von Mehr-

arbeitsstunden gezahlten Teile des Arbeitsein-
kommens;

2. die für die Dauer eines Urlaubes über das
Arbeitseinkommen hinaus gewährten Bezüge,
sowie die diesen Bezügen gesetzlich gleichge-
stellten, aus Anlaß eines Urlaubes gewährten
besonderen Zuwendungen, ferner Zuwendungen
aus Anlaß eines besonderen Betriebsereignisses
und Zulagen für langjährige Dienstleistungen, so-
weit sie den Rahmen des Üblichen nicht über-
steigen;

3. Aufwandsentschädigungen und sonstige
soziale Zulagen für auswärtige Beschäftigung, das
Entgelt für selbstgestelltes Arbeitsmaterial, Ge-
fahrenzulagen und ähnliche, durch Verordnung
zu bezeichnende Bezüge, soweit sie durch Gesetz
oder Kollektivvertrag (Tarifordnung), durch
Arbeitsordnung oder durch Dienstordnung (§ 200
des Allgemeinen Berggesetzes) festgesetzt sind
oder den Rahmen des Üblichen nicht übersteigen;

4. Weihnachtszuwendungen bis zum Betrage
der Hälfte des monatlichen Arbeitseinkommens,
höchstens aber bis zum Betrage von 450 S ;

5. Heirats- und Geburtsbeihilfen;
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6. aus Anlaß von Kriegsbeschädigungen zuer-
kannte Zulagen;

7. Erziehungsgelder, Studienbeihilfen und
ähnliche Bezüge;

8. Sterbe- und Gnadenbezüge.

B e d i n g t p f ä n d b a r e B e z ü g e .

§ 56. (1) Unpfändbar sind ferner

1. Renten, die wogen einer Verletzung des
Körpers oder der Gesundheit zu entrichten sind;

2. Unterhaltsrenten, die auf gesetzlicher Vor-
schrift beruhen, sowie die wegen Entziehung
einer solchen Forderung zu entrichtenden
Renten;

3. fortlaufende Einkünfte, die ein Schuldner
aus Stiftungen oder sonst auf Grund der Für-
sorge und Freigebigkeit eines Dritten oder auf
Grund eines Altenteils oder Ausgedings(Aus-
zugs)vertrages bezieht;

4. fortlaufende Bezüge aus Witwen-, Waisen-,
Sterbe-, Hilfs- und Krankenkassen, die aus-
schließlich oder zu einem wesentlichen Teil zu
Unterstützungszwecken gewährt werden.

(2) Diese Bezüge können nach den für Arbeits-
einkommen geltenden Vorschriften gepfändet
werden, wenn die Vollstreckung in das sonstige
bewegliche Vermögen des Abgabenschuldners zu
einer vollständigen Befriedigung nicht geführt
hat oder voraussichtlich nicht führen wird und
wenn nach den Umständen des Falles, insbeson-
dere nach der Art des beizutreibenden Anspruchs
und der Höhe der Bezüge, die Pfändung der
Billigkeit entspricht.

P f ä n d u n g s s c h u t z f ü r A r b e i t s e i n -
k o m m e n .

§ 57. (1) Arbeitseinkommen unterliegt nicht
der Pfändung bei Auszahlung für Monate oder
Bruchteile von Monaten in Höhe von 400 S
monatlich, bei Auszahlung für Wochen in Höhe
von 90 S wöchentlich, bei Auszahlung für Tage
in Höhe von 13 S täglich und, soweit es diese Be-
träge übersteigt, zu drei Zehntel des Mehrbe-
trags.

(2) Gewährt der Abgabenschuldner seinem
Ehegatten, einem früheren Ehegatten, einem Ver-
wandten oder einem unehelichen Kind Unter-
halt, so erhöht sich der unpfändbare Teil des
Mehrbetrags für jede Person, der Unterhalt ge-
währt wird, um ein weiteres Zehntel, mindestens
um 45 S monatlich, 11 S wöchentlich, 1'50 S täg-
lich, höchstens um 150 S monatlich, 36 S
wöchentlich, 6 S täglich. Der hiernach unpfänd-
bare Teil des Mehrbetrags darf jedoch neun
Zehntel des Mehrbetrags bis zu 300 S monat-
lich (70 S wöchentlich, 10 S täglich) und acht
Zehntel des weiteren Mehrbetrags nicht über-
steigen.

B e r e c h n u n g d e s p f ä n d b a r e n Ar-
b e i t s e i n k o m m e n s .

§ 58. Für die Berechnung des pfändbaren Ar-
beitseinkommens gilt folgendes:

1. Nicht mitzurechnen sind die nach § 55 ent-
zogenen Bezüge, ferner Beträge, die unmittelbar
auf Grund steuerrechtlicher oder sozialrecht-
licher Vorschriften zur Erfüllung gesetzlicher
Verpflichtungen des Abgabenschuldners abzu-
führen sind. Diesen Beträgen können durch Ver-
ordnung Beträge gleichgestellt werden, die der
Abgabenschuldner zur Erfüllung ähnlicher Ver-
pflichtungen laufend aufzubringen hat.

2. Mehrere Arbeitseinkommen sind bei der
Pfändung zusammenzurechnen. Der unpfändbare
Grundbetrag ist in erster Linie dem Arbeitsein-
kommen zu entnehmen, das die wesentliche
Grundlage der Lebenshaltung des Abgaben-
schuldners bildet.

3. Erhält der Abgabenschuldner neben seinem
in Geld zahlbaren Einkommen auch Natural-
leistungen, so sind Geld und Naturalleistungen
zusammenzurechnen. In diesem Fall ist der in
Geld zahlbare Betrag insoweit pfändbar, als der
nach § 57 unpfändbare Teil des Gesamtein-
kommens durch den Wert der dem Abgaben-
schuldner verbleibenden Naturalleistungen ge-
deckt ist.

4. Das der Pfändung unterliegende Arbeits-
einkommen des Abgabenschuldners ist für die
Berechnung des pfändbaren Teils bei Auszahlung
für Monate auf einen durch 2 S, bei Auszahlung
für Wochen auf einen durch 0'50 S und bei
Auszahlung für Tage auf einen durch 0'10 S
teilbaren Betrag nach unten abzurunden.

5. Trifft eine Pfändung, eine Abtretung oder
eine sonstige Verfügung wegen eines der im § 6
der Lohnpfändungsverordnung bezeichneten An-
sprüche mit einer Pfändung wegen eines sonstigen
Anspruchs zusammen, so sind auf die Unter-
haltsansprüche zunächst die gemäß § 6 der Pfän-
dung in erweitertem Umfang unterliegenden
Teile des Arbeitseinkommens zu verrechnen. Die
Verrechnung nimmt auf Antrag eines Beteiligten
das Vollstreckungsgericht vor. Der Drittschuld-
ner kann, solange ihm eine Entscheidung des
Vollstreckungsgerichts nicht zugestellt ist, nach
dem Inhalt der ihm bekannten Pfändungsbe-
schlüsse Abtretungen und sonstige Verfügungen
mit befreiender Wirkung leisten.

P f ä n d u n g s s c h u t z in Ausnahme-
fällen.

§ 59. Das Finanzamt kann dem Abgaben-
schuldner auf Antrag von dem nach den Be-
stimmungen des § 57 pfändbaren Teil seines Ar-
beitseinkommens ausnahmsweise einen Teil be-
lassen, wenn dies mit Rücksicht
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a) auf besondere Bedürfnisse des Abgaben-
schuldners aus persönlichen oder beruf-
lichen Gründen oder

b) auf besonders umfangreiche gesetzliche
Unterhaltspflichten des Abgabenschuldners

geboten ist.

Ä n d e r u n g d e r U n p f ä n d b a r k e i t s -
v o r a u s s e t z u n g e n .

§ 60. Ändern sich die Voraussetzungen für die
Bemessung des unpfändbaren Teils des Arbeits-
einkommens, so hat das Finanzamt auf Antrag
des Abgabenschuldners den Pfändungsbescheid
entsprechend zu ändern. Antragsberechtigt ist
auch ein Dritter, dem der Abgabenschuldner kraft
Gesetzes Unterhalt zu gewähren hat. Der Dritt-
schuldner kann nach dem Inhalt des früheren
Pfändungsbescheides mit befreiender Wirkung
leisten, bis ihm der Änderungsbescheid zugestellt
wird.

M i t t e l b a r e s A r b e i t s e i n k o m m e n .

§ 61. (1) Hat sich der Empfänger der vom Ab-
gabenschuldner geleisteten Arbeiten oder Dienste
verpflichtet, Leistungen an einen Dritten zu be-
wirken, die nach Lage der Verhältnisse ganz oder
teilweise eine Vergütung für die Leistung des
Abgabenschuldners darstellen, so kann der An-
spruch des Drittberechtigten insoweit auf Grund
des Schuldtitels gegen den Abgabenschuldner ge-
pfändet werden, wie wenn der Anspruch dem
Abgabenschuldner zustände. Die Pfändung dies
Vergütungsanspruchs des Abgabenschuldners um-
faßt ohne weiteres den Anspruch des Drittberech-
tigten. Der Pfändungsbescheid ist dem Dritt-
berechtigten ebenso wie dem Abgabenschuldner
zuzustellen.

(2) Leistet der Abgabenschuldner einem Dritten
in einem ständigen Verhältnis Arbeiten oder
Dienste, die nach Art und Umfang üblicherweise
vergütet werden, unentgeltlich oder gegen eine
unverhältnismäßig geringe Vergütung, so gilt im
Verhältnis zu dem Empfänger der Arbeits- und
Dienstleistungen eine angemessene Vergütung als
geschuldet. Bei der Prüfung, ob diese Voraus-
setzungen vorliegen, sowie bei der Bemessung der
Vergütung ist auf alle Umstände des Einzelfalls,
insbesondere die Art der Arbeits- oder Dienst-
leistung, die verwandtschaftlichen oder sonstigen
Beziehungen zwischen dem Dienstberechtigten
und dem Dienstverpflichteten und die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit des Dienstberechtigten,
Rücksicht zu nehmen.

S o n d e r f ä l l e .

§ 62. (1) Ist eine nicht wiederkehrend zahlbare
Vergütung für persönlich geleistete Arbeiten oder
Dienste gepfändet, so hat das Finanzamt dem
Abgabenschuldner auf Antrag so viel zu belassen,

als er während eines angemessenen Zeitraums für
seinen notwendigen Unterhalt und den seines
Ehegatten, seines früheren Ehegatten, seiner
unterhaltsberechtigten Verwandten oder eines
unehelichen Kindes bedarf. Bei der Entscheidung
sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ab-
gabenschuldners, insbesondere seine sonstigen
Verdienstmöglichkeiten, frei zu würdigen. Dem
Abgabenschuldner ist nicht mehr zu belassen, als
ihm nach freier Schätzung des Finanzamtes ver-
bleiben wurde, wenn sein Arbeitseinkommen aus
laufendem Arbeits- oder Dienstlohn bestände.

(2) Die Vorschriften des Abs. (1) gellten ent-
sprechend für Vergütungen, die für die Gewäh-
rung von Wohngelegenheit oder eine sonstige
Sachbenutzung geschuldet werden, wenn die Ver-
gütung zu einem nicht unwesentlichen Teil als
Entgelt für neben der Sachbenutzung gewährte
Dienstleistungen anzusehen ist.

(3) Die Vorschriften des Gesetzes über die
Heimarbeit bleiben unberührt.

§ 63. Ansprüche auf den Pflichtteil oder auf
Schmerzensgeld, soweit sie nicht durch Vertrag
oder Vergleich anerkannt oder gerichtlich geltend
gemacht worden sind, sowie Naturalvergütungen,
die einem Arbeitnehmer in landwirtschaftlichen
Betrieben gewährt werden, sind der Pfändung
nicht unterworfen.

Z w i n g e n d e s R e c h t .

§ 64. (1) Die Anwendung der in den §§ 53 bis
63 angeführten Bestimmungen kann durch ein
zwischen dem Abgabenschuldner und der Repu-
blik Österreich getroffenes Übereinkommen
weder ausgeschlossen noch beschränkt werden.

(2) Jede diesen Vorschriften widersprechende
Verfügung durch Abtretung, Anweisung, Ver-
pfändung oder durch ein anderes Rechtsgeschäft
ist ohne rechtliche Wirkung.

(S) Die Aufrechnung gegen den der Vollstrek-
kung entzogenen Teil der Forderung ist, abge-
sehen von den Fällen, wo nach bereits bestehen-
den Vorschriften Abzüge ohne Beschränkung auf
den der Vollstreckung unterliegenden Teil ge-
stattet sind, nur zulässig zur Einbringung eines
Vorschusses, einer im rechtlichen Zusammenhang
stehenden Gegenforderung oder einer Schaden-
ersatzforderung, wenn der Schade absichtlich zu-
gefügt wurde.

(4) Die Beschränkungen der beiden vorher-
gehenden Absätze gelten nicht für die in § 63
bezeichneten Ansprüche auf den Pflichtteil und
auf Schmerzensgeld.

(5) Ein Übereinkommen, wodurch einer Forde-
rung bei Ihrer (Begründung oder später die Eigen-
schaft einer Forderung anderer Art beigelegt
wird, um sie ganz oder teilweise der Vollstrek-
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kung oder der Veranschlagung bei Berechnung
des der Vollstreckung unterliegenden Teiles von
Gesamtbezügen zu entziehen, ist ohne rechtliche
Wirkung.

P f ä n d u n g .

§ 65. (1) Die Vollstreckung auf Geldforderun-
gen des Abgabenschuldners erfolgt mittels Pfän-
dung derselben. Sofern nicht die Bestimmung des
§ 67 zur Anwendung kommt, geschieht die Pfän-
dung dadurch, daß das Finanzamt dem Dritt-
schuldner verbietet, an den Abgabenschuldner zu
bezahlen. Zugleich ist dem Abgabenschuldner
selbst jede Verfügung über seine Forderung sowie
über das für dieselbe etwa bestellte Pfand und
insbesondere die Einziehung der Forderung zu
untersagen.

(2) Sowohl dem Drittschuldner wie dem Ab-
gabenschuldner ist hiebei mitzuteilen, daß die
Republik Österreich an der betreffenden Forde-
rung ein Pfandrecht erworben ha t . Die Zustel-
lung des Zahlungsverbotes ist zu eigenen Handen
vorzunehmen.

(3) Die Pfändung ist m i t Zustellung des Zah-
lungsverbotes an den Drittschuldner als bewirkt
anzusehen.

(4) Der Drittschuldner kann das Zahlungsver-
bot anfechten.

(5) Ein für die gepfändete Forderung bestelltes
Handpfand kann in Verwahrung genommen
werden.

§ 66. Wird auf eine Geldforderung Vollstrek-
kung geführt, die dem Abgabenschuldner wider
die Republik Österreich oder einen unter öffent-
licher Verwaltung stehenden Fonds gebührt, so
ist das Zahlungsverbot der Behörde, die zur An-
weisung der betreffenden Zahlung berufen ist, und
auch dem Organe (Kasse oder Rechnungsdeparte-
ment, Rechnungsabteilung), das zur Liquidierung
der dem Abgabenschuldner gebührenden Zahlung
berufen ist, zuzustellen. Mit der Zustellung des
Zahlungsverbotes an die anweisende Behörde ist
die Pfändung als bewirkt anzusehen. Inwiefern
das liquidierende Organ infolge eines empfan-
genen Zahlungsverbotes die Auszahlung fälliger
Beträge an den Abgabenschuldner vorläufig zu-
rückzuhalten befugt ist, bestimmt sich nach den
dafür bestehenden Vorschriften.

§ 67. (1) Die Pfändung von Forderungen aus
Wechseln und anderen Papieren, welche durch In-
dossament übertragen werden) können, sowie von
Forderungen aus nicht indossablen Schecks, kauf-
männischen Anweisungen und Verpflichtungs-
scheinen und aus Einlagebüchern von Banken,
Spar- und Vorschußkassen sowie aus Lebensver-
sicherungspolizzen, die auf den Inhaber oder
Überbringer lauten, wird dadurch bewirkt , daß

der Vollstrecker diese Papiere zufolge Auftrages
des Finanzamtes unter Aufnahme eines Pfän-
dungsprotokolls an sich n i m m t und beim (Finanz-
amt erlegt.

(2) Für eine spätere Pfändung derselben Forde-
rung gilt die Bestimmung des § 32.

(3) Präsentationen, Protestierhebungen, N o t i -
fikationen; und sonstige Handlungen zu r Erhal-
tung oder Ausübung der Rechte aus den in
Abs. (1) bezeichneten Papieren sind, insolange das
Papier beim Finanzamt erliegt, zufolge Ermächti-
gung des Finanzamtes durch den Vollstrecker an
Stelle des Abgabenschuldners vorzunehmen. Die
Ermächtigung, solche Handlungen mit Rechtswirk-
samkeit vorzunehmen, kann dem Vollstrecker
von Amts wegen oder auf Antrag des Abgaben-
schuldners erteilt werden.

(4) Insbesondere kann d e r Vollstrecker v o m
Finanzamt, falle Gefahr i m Verzuge ist, ermäch-
tigt werden, die fällige Forderung aus einem der-
artigen beim Finanzamt erliegenden Papier ein-
zuziehen. Die eingehenden Beträge sind beim
Finanzamt zu hinterlegen; das für die Republ ik
Österreich an der Forderung begründete Pfand-
recht erstreckt sich auf diese Forderungseingänge.

(5) Wenn die Einklagung der Forderung z u r
Unterbrechung der Verjährung oder zu r Ver-
meidung sonstiger Nachteile nötig erscheint, h a t
das Bezirksgericht, in dessen Sprengel das die
Vollstreckung führende Finanzamt liegt, auf
dessen Antrag zu diesem Zweck einen Kura tor
zu bestellen.

§ 68. (1) Das Pfandrecht, welches durch die
Pfändung einer Gehaltsforderung oder einer an-
deren in fortlaufenden Bezügen bestehenden For-
derung erworben wird, erstreckt sich auch auf
die nach der Pfändung fällig werdenden Bezüge,
das an einer verzinslichen Forderung erwirk te
Pfandrecht auf die nach der Pfändung fällig wer-
denden Zinsen.

(2) Durch Pfändung eines Diensteinkommens
wird insbesondere auch dasjenige Einkommen ge-
troffen, welches de r Abgabenschuldner infolge
einer Erhöhung seiner Bezüge, infolge Über t ra-
gung eines neuen Amtes, Versetzung in ein ande-
res Amt oder infolge Versetzung in den Ruhe-
stand erhält. Diese Bestimmung findet jedoch auf
den Fall der Änderung des Dienstiherrn keine An-
wendung. Sinkt das Diensteinkommen unter den
der Vollstreckung unterliegenden Betrag, erreicht
es aber innerhalb von fünf Jahren wieder diesen
Betrag, so erstreckt sich die Wirksamkeit des
Pfandrechtes auch auf die erhöhten Bezüge.

§ 69. (1) W i r d zu verschiedenen Zeiten die
Pfändung derselben Forderung erwirkt , so ist für
die Beurteilung der Pr ior i tä t der hiedurch erwor-
benen Rechte bei Forderungen aus den im § 67
bezeichneten Papieren der Zeitpunkt maßgebend,
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in dem das Papier vom Vollstrecker in Verwah-
rung genommen oder die spätere Pfändung auf
dem bereits vorhandenen Pfändungsprotokolle
angemerkt wurde.

(2) In allen übrigen Fällen richtet sich die
Rangordnung de r Pfandrechte nach d e m Zeit-
punkte, i n welchem die zugunsten der einzelnen
Forderungen erlassenen Zahlungsverbote an den
Drittschuldner oder bei Forderungen an die Re-
publik Österreich oder einen unter öffentlicher
Verwaltung stehenden Fonds an die Behörde ge-
langt sind, welche zur Anweisung der betreffen-
den Zahlung berufen ist.

(3) Erfolgt die Besitznahme der im Abs. (1) be-
zeichneten Papiere gleichzeitig zugunsten mehre-
rer Forderungen oder k o m m e n mehrere Zah-
lungsverbote dem Drit tschuldner am nämlichen
Tage zu, so stehen die hiedurch begründeten
Pfandrechte im Range einander gleich. Bei Unzu-
länglichkeit des gepfändeten Anspruches sind so-
dann die zu vollstreckenden Forderungen samt
Nebengebühren nach Verhältnis ihrer Gesamt-
beträge zu berichtigen.

§ 70. (1) Das Finanzamt kann dem Dri t t -
schuldner auftragen, sich binnen vierzehn Tagen
darüber zu erklären

1. ob u n d inwieweit e r die gepfändete Forde-
rung als begründet anerkenne u n d Zahlung
zu leisten bereit sei;

2. ob u n d vom welchen Gegenleistungen seine
Zahlungspflicht abhängig sei;

3. ob und welche Ansprüche andere Personen
auf die gepfändete Forderung erheben;

4. ob u n d wegen welcher Ansprüche zugunsten
anderer Gläubiger am der Forderung ein Pfand-
recht bestehe;

5. ob und von welchem Gläubiger sowie bei
welchem Gerichte die gepfändete Forderung ein-
geklagt sei.

(2) Der Drittschuldner haftet für den Schaden,
der aus einer Verweigerung der Erklärung sowie
aus einer wissentlich unwahren oder unvollstän-
digen Erklärung entsteht. Dies ist ihm bei Zu-
stellung des Auftrages bekannt zu geben.

(3) Die für den Dit t tschuldner m i t der Abgabe
der Erklärung verbundenen Kosten sind einst-
weilen von der Republ ik Österreich zu tragen.
Sie gelten als Kosten des Vollstreckungsver-
fahrens.

(4) Die vorstehenden Bestimmungen finden bei
Vollstreckung auf Forderungen, welche dem
Abgabenschuldner gegen die Republik Österreich
oder einen unter öffentlicher Verwaltung stehen-
den Fonds zustehen, keine Anwendung.

Ü b e r w e i s u n g .

§ 71. (1) Die gepfändete Geldforderung ist der
Republik Österreich nach Maßgabe des für sie
begründeten Pfandrechtes unter Bedachtnahme
auf § 73 zur Einziehung zu überweisen. Wenn
an den Drittschuldner ein Auftrag im Sinne des
§ 70 erging, ist mit der Überweisung bis zum
Ablaufe der Äußerungsfrist zu warten.

(2) Gründet sich die Forderung auf ein durch
Indossament übertragbares Papier oder ist sonst
deren Geltendmachung an den Besitz des über
die Forderung errichteten Papiers gebunden, so
ist die Überweisung nur im Gesamtbetrage der
gepfändeten Forderung zulässig. Dasselbe gilt,
wenn die gepfändete Forderung aus armieren
Gründen in Ansehung der Übertragung oder
Geltendmachung nicht teilbar ist.

(3) Die Überweisung geschieht durch Zustellung
des Überweisungsbescheides an den Drittschuld-
ner, bei Forderungen aus indossablen Papieren
aber, sowie bei Forderungen, deren Geltend-
machung sonst an den Besitz des über die Forde-
rung errichteten Papieres gebunden ist, durch
Obergabe des mit der erforderlichen schriftlichen
Übertragungserklärung versehenen Papieres.
Diese Übertragungserklärung ist vom Finanzamt
oder in dessen Auftrag vom Vollstrecker abzu-
geben.

(4) Der Abgabenschuldner hat die zur Geltend-
machung der überwiesenen Forderung nötigen
Auskünfte zu erteilen und die über die Forde-
rung vorhandenen Urkunden herauszugeben.

§ 72. (1) Wird die zur Einziehung überwiesene
Forderung auch von anderen Personen in An-
spruch genommen, so ist der Drittschuldner be-
fugt und auf Begehren eines Überweisungsgläubi-
gers verpflichtet, den Betrag der Forderung samt
Nebengebühren nach Maßgabe ihrer Fälligkeit
zugunsten einer dieser Personen beim Exekutions-
gericht unter Bedachtnahme auf § 80, Abs. (6),
in Ermangelung eines solchen bei Gericht zu
hinterlegen (§ 1425 a.b. G.B.).

(2) Falls wegen Bezahlung der Forderung gegen
den Drittschuldner Klagen anhängig gemacht
wurden, kann dieser nach Bewirtung des Erlages
beim Prozeßgerichte beantragen, aus dem Rechts-
streite entlassen zu werden.

§ 73. (1) Die Überweisung zur Einziehung er-
mächtigt die Republik Österreich, namens des
Abgabenschuldners vom Drittschuldner die Ent-
richtung des im Überweisungsbescheid bezeich-
neten Betrages nach Maßgabe des Rechtsbestandes
der gepfändeten Forderung und des Eintrittes
ihrer Fälligkeit zu begehren, den Eintritt der
Fälligkeit durch Einmahnung oder Kündi-
gung herbeizuführen, alle zur Erhaltung und
Ausübung des Forderungsrechtes notwendigen
Präsentationen, Protesterhebungen, Notifika-
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tionen und sonstigen Handlungen vorzunehmen,
Zahlung zur Befriedigung des Abgabenanspruches
und in Anrechnung auf denselben in Empfang zu
nehmen, die nicht rechtzeitig und ordnungs-
mäßig bezahlte Forderung gegen den Dritt-
schuldner in Vertretung des Abgabenschuldners
einzuklagen und das für die überwiesene Forde-
rung begründete Pfandrecht geltend zu machen.
Der Überweisungsbescheid ermächtigt jedoch die
Republik Österreich nicht, auf Rechnung des
Abgabenschuldners über die zur Einziehung
überwiesene Forderung Vergleiche zu schließen,
dem Drittschuldner seine Schuld zu erlassen oder
die Entscheidung über den Rechtsbestand der
Forderung Schiedsrichtern zu übertragen.

(2) Einwendungen, welche aus den zwischen der
Republik Österreich und dem Drittschuldner be-
stellenden rechtlichen Beziehungen entspringen,
können der Klage nicht entgegengestellt werden.

(3) Eine v o m Abgabenschuldner vorgenom-
mene Abtre tung der überwiesenen Forderung
ist auf die durch die Überweisung begründeten
Befugnisse der Republik Österreich und insbe-
sondere auf deren Recht, die Leistung des Forde-
rungsgegenstandes zu begehren, ohne Einfluß.

(4) Durch die Zahlung des Drittschuldners wird
die Forderung bis zur Höhe des nach Maßgabe
des Pfandrechtes gebührenden Betrages getilgt.

(5) Der Drit tschuldner wird nach Verhältnis
der von ihm an den Überweisungsgläubiger ge-
leisteten Zahlung von seiner Verbindlichkeit be-
freit.

(6) Die dem Drittschuldner erteilten Zahlungs-
bestätigungen haben dieselbe Wirkung, als wenn
sie vom Abgabenschuldner selbst ausgegangen
wären.

§ 74. (1) Die Republik Österreich, die die über-
wiesene Forderung einklagt, hat dem Abgaben-
schuldner, wenn dessen Wohnor t bekannt und
im Inlande befindlich ist, gerichtlich den Streit
zu verkünden.

(2) Die Verzögerung der Beitreibung einer zur
Einziehung überwiesenen Forderung sowie die
Unterlassung der Streitverkündigung macht den
Überweisungsgläubiger, dem die Forderung
überwiesen wurde, für allen dem Abgabenschuld-
ner sowie den übrigen auf dieselbe Forderung
Vollstreckung führenden Gläubigern dadurch ver-
ursachten Schaden haftbar.

IV. A b s c h n i t t .

Vollstreckung auf Ansprüche auf Herausgabe
und Leistung beweglicher körperlicher Sachen.

P f ä n d u n g .

§ 75. (1) Die Pfändung von Ansprüchen des
Abgabenschuldners, welche die Herausgabe und
Leistung beweglicher körperlicher Sachen zum

Gegenstande haben, erfolgt nach den Vorschrif-
ten der §§ 65 bis 67.

(2) Auf die weiteren Vollstreckungsschritte
haben die Vorschriften der §§ 69 ff. unter Be-
rücksichtigung der folgenden Bestimmungen sinn-
gemäße Anwendung zu finden.

B e i t r e i b u n g .

§ 76. (1) Wurde ein Anspruch auf Herausgabe
oder Leistung von beweglichen körperlichen
Sachen zur Einziehung überwiesen, so hat der
Drittschuldner nach Fälligkeit des Anspruches
die Sache dem Vollstrecker herauszugeben.

(2) Auf die Verwertung der geleisteten Sache
finden die Bestimmungen über den Verkauf ge-
pfändeter beweglicher Sachen Anwendung.

(3) Für die Verwendung des Verkaufserlöses
gilt § 51 sinngemäß.

(4) § 72 gilt auch in bezug auf Ansprüche auf
Herausgabe und Leistung beweglicher körper-
licher Sachen.

A u s s c h l u ß v o n R e c h t s m i t t e l n .

§ 77. (1) Ein Rechtsmittel ist unstatthaft gegen
Bescheide, welche

1. dem Abgabenschuldner nach der Pfän-
dung die Verfügung über das gepfändete
Recht und das für die gepfändete Forderung be-
stellte Pfand untersagen [§ 65, Abs. (1) und (5)];

2. dem Drittschuldner die Abgabe einer Er-
klärung nach § 70 auftragen.

(2) In betreff der Beschlüsse, durch welche die
Verwahrung von Gegenständen angeordnet oder
ein Verwahrer ernannt wird, gelten die Bestim-
mungen des § 52.

II. TEIL.

Sicherung.

§ 78. (1) Auf Grund eines Sicherstellungsauf-
trages [§ 16 des Bundesgesetzes vom 30. März
1949, B. G. Bl. Nr. 103, über die Vor-
aussetzungen der Einhebung von Abgaben (Ab-
gabeneinhebungsgesetz — Abg. E. G.)] kann zur
Sicherung von Abgaben und Abgabenstrafen
schon vor Eintritt der Rechtskraft oder vor Ab-
lauf der für die Leistung bestimmten Frist die
Vornahme von Vollstreckungshandlungen ange-
ordnet werden.

(2) Zur Sicherung kann nur die Pfändung und
Verwahrung beweglicher körperlicher Sachen und
die Pfändung grundbücherlich nicht sichergestell-
ter Geldforderungen und von Ansprüchen auf
Herausgabe und Leistung beweglicher körperlicher
Sachen vorgenommen werden.
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(3) Im übrigen sind die Bestimmungen des
I. Teiles sinngemäß anzuwenden. Das Bundes-
ministerium für Finanzen kann hinsichtlich der
Gebühren und Kosten des Sicherstellungsver-
fahrens von den Grundsätzen des § 26 ab-
weichende Anordnungen über die Voraus-
setzungen des Eintrittes der Zahlungspflicht
treffen.

III. TEIL.

Zusammentreffen einer finanzbehördlichen mit
einer gerichtlichen Vollstreckung.

I. A b s c h n i t t .

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen.

§ 79. (1) Die Pfändung erfolgt durch das
Finanzamt oder das Gericht getrennt nach den
hiefür geltenden Vorschriften.

(2) Das Finanzamt hat von der Zustellung des
gerichtlichen Versteigerungsediktes oder eines an-
deren, eine bestimmte Verwertungsart anordnen-
den gerichtlichen Beschlusses an das Verwertungs-
verfahren, soweit es die gleichen Sachen erfaßt,
dem Gericht zu überlassen.

(3) Finanzbehördliche Pfandrechte sind in dem
im finanzbehördlichen Vollstreckungsverfahren
begründeten Rang bei der Verwendung des Ver-
kaufserlöses durch das Gericht auf Anmelden zu
berücksichtigen. Das Finanzamt hat einen Ver-
kaufserlös zu Gericht zu erlegen, wenn an dem
verkauften Gegenstand ein gerichtliches Pfand-
recht begründet war; die Verteilung obliegt dem
Gerichte.

(4) Die näheren Bestimmungen zu den Abs, (1)
bis (3) werden durch Verordnung getroffen.

II. A b s c h n i t t .

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sicher-
gestellte Geldforderungen und auf Ansprüche auf
Herausgabe und Leistung beweglicher körper-

licher Sachen.

§ 80. (1) Die Pfändung erfolgt durch das
Finanzamt oder das Gericht getrennt nach den
hiefür geltenden Vorschriften.

(2) Insoweit eine Forderung zur Einziehung
einem Gläubiger überwiesen wurde, ist eine
neuerliche Überweisung an einen anderen Gläu-
biger unstatthaft.

(3) Jeder Gläubiger, für den die Forderung ge-
pfändet ist, kann auf seine Kosten einem Rechts-
streit des Überweisungsgläubigers gegen den
Drittschuldner als Nebenintervenient beitreten.
Die Entscheidung, welche in diesem Rechtsstreit
über die in der Klage geltend gemachte Forde-
rung gefällt wird, ist für und gegen sämtliche

Gläubiger wirksam, zu deren Gunsten die Pfän-
dung der Forderung erfolgt.

(4) Im Falle der Verzögerung der Beitreibung
kann überdies jeder andere auf dieselbe Forde-
rung Exekution führende Gläubiger den Antrag
stellen, daß die Überweisung der Forderung an
den säumigen Gläubiger aufgehoben und behufs
Einziehung der gepfändeten Forderung vom
Exekutionsgerichte ein Kurator bestellt werde.
Vor der Entscheidung über einen solchen Antrag
ist der betreibende Gläubiger einzuvernehmen,
dem die Forderung überwiesen wurde.

(3) Von Amts wegen oder auf Antrag kann
zur Einziehung der Forderung ein Kurator vom
Exekutionsgerichte bestellt werden, wenn dieselbe
Forderung nach Teilbeträgen verschiedenen Gläu-
bigern zur Einziehung überwiesen wird und sich
diese über die Bestellung eines gemeinsamen Be-
vollmächtigten nicht einigen. Das weitere Ver-
fahren bestimmt sich nach § 315 E. O.

(6) Erlegt der Drittschuldner den Betrag zu
Gericht (§ 307 E. O.), s o sind finanzbehördliche
Pfandrechte in dem im finanzbehördlichen Voll-
streckungsverfahren begründeten Rang bei der
Verteilung durch das Gericht auf Anmelden zu
berücksichtigen.

§ 81. Wurde gemäß § 76 eine an den Voll-
strecker herausgegebene bewegliche körperliche
Sache verwertet, so findet § 79, Abs. (2) und (3),
Anwendung.

§ 82. Die näheren Bestimmungen zu den §§ 80
und 81 weiden durch Verordnung getroffen.

IV. TEIL.

Vollstreckung und Sicherung der nicht durch
Finanzämter eingehobenen Landes- und Ge-

meindeabgaben.

§ 83. (1) Für die Vollstreckung und Sicherung
der Abgaben der Länder, der Stadt Wien, der
Gemeindeverbände und der Gemeinden, die durch
eigene Organe dieser Körperschaften eingehoben
werden, und für das Zusammentreffen der zu-
gunsten dieser Abgaben geführten Vollstreckungen
mit gerichtlichen Vollstreckungen sind die Vor-
schriften des I. bis III. Teiles dieses Haupt-
stückes sinngemäß anzuwenden.

(2) Es gelten hiebei die folgenden Abweichungen:

1. Betreibender Gläubiger ist die abgabenbe-
rechtigte Körperschaft.

2. Vollstreckungsbehörde ist die nach den be-
sonderen Vorschriften mit der Vollstreckung be-
traute Behörde; sie kann die Bezirksverwaltungs-
behörde um die Durchführung der Vollstreckung
ersuchen.
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3. Die in Z. 2 bezeichnete Behörde hat die
Aufgaben zu besorgen, die nach dem I. bis
III. Teil dieses Hauptstückes den Finanzämtern
obliegen. Vollstreckungsbehörde zweiter Instanz
ist die der Vollstreckungsbehörde (Z. 2) im In-
stanzenzug vorgesetzte Behörde.

4. Die in § 79, Abs. (2), dem Finanzamt auf-
erlegte Verpflichtung, das Verwertungsverfahren
dem Geruht zu überlassen, trifft die in Z. 2
bezeichnete Vollstreckungsbehörde.

5. Als Exekutionstitel kommen neben den in
§ 4 genannten Rückstandsausweisen auch noch
Zahlungsaufträge in Betracht, die mit der Bestä-
tigung der Vollstreckbarkeit versehen sind.

6. Die zugunsten mehrerer Abgabengläubiger
[Abs. (1)] bei der gleichen Vollstreckungshand-
lung begründeten Pfandrechte stehen im Rang
einander gleich. Die Kosten der Verwahrung sind
von allen Abgabengläubigern nach dem Verhält-
nis ihrer vollstreckbaren Abgabenforderungen zu
tragen. Ein Verkaufserlös ist nach dem Rang der
Pfandrechte zu verwenden.

III. HAUPTSTÜCK.

Zusammentreffen mehrerer nichtgerichtlicher
Vollstreckungen.

I. TEIL.

Allgemeine Grundsätze.

§ 84. Trifft eine finanzbehördliche Voll-
streckung im Sinn des I. und I I . Teiles des II .
Hauptstückes mit einer anderen nichtgericht-
lichen Vollstreckung zusammen, so gelten die fol-
genden Bestimmungen.

II. TEIL.

Vollstreckung auf bewegliche körperliche Sachen.

§ 85. (1) Die Pfändung erfolgt durch das
Finanzamt oder die andere nichtgerichtliche Voll-
streckungsbehörde getrennt nach den hiefür gel-
tenden Vorschriften.

(2) Soweit das Finanzamt und die andere Voll-
streckungsbehörde [Abs. (1)] nicht eine andere
Vereinbarung treffen, führt jene Vollstreckungs-
behörde die Verwertung durch, die das Verwer-
tungsverfahren als erste angeordnet hat.

(3) Bei der Verwendung des Verkaufserlöses
durch das Finanzamt die andere Vollstreckungs-
behörde, Abs. (1)] sind die Pfandrechte in dem
im Vollstreckungsverfahren begründeten Rang zu
berücksichtigen.

(4) Die näheren Bestimmungen zu den Abs. (1)
bis (3) werden durch Verordnung getroffen.

III. TEIL.

Vollstreckung auf grundbücherlich nicht sicher-
gestellte Geldforderungen und auf Ansprüche
auf Herausgabe und Leistung beweglicher körper-

licher Sachen.

§ 86. (1) Die Pfändung erfolgt durch das
Finanzamt oder die andere Vollstreckungsbehörde
[§ 85, Abs. (1)] getrennt nach den hiefür gelten-
den Vorschriften.

(2) Insoweit eine Forderung zur Einziehung
einem Gläubiger überwiesen wurde, ist eine
neuerliche Überweisung a n einen anderen Gläubi-
ger unstatthaft.

(3) Die näheren Bestimmunigen zu den Abs. (1)
und (2) werden durch Verordnung getroffen.

IV. HAUPTSTÜCK.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 87. Die Verwertung steuerpflichtiger Erzeug-
nisse und zollpflichtiger Waren, die für eine Ab-
gabenschuld (für den Zoll) haften, hat unter
sinngemäßer Anwendung der Vorschriften dieses
Bundesgesetzes über die Verwertung gepfändeter
beweglicher körperlicher Sachen zu erfolgen.
§ 90, Abs. (2), des Zollgesetzes bleibt unberührt.

§ 88. Die im Zeitpunkt des Wirksamkeits-
beginnes dieses Bundesgesetzes anhängigen Voll-
streckungsverfahren sind nach den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes weiter zu führen.

§ 89. (1) Mit dem Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes werden aufgehoben

1. die nach dem 13. März 1938 eingeführten
reichsrechtlichen Vorschriften über das Ver-
fahren zur Einbringung und Sicherung von Ab-
gaben, insbesondere

a) die §§ 325 bis 380 der Abgabenordnung
vom 22. Mai 1931, Deutsches R.G.Bl. I
S. 161;

b) die Verordnung über die Kosten des
Mahn- und Zwangsverfahrens nach der
Reichsabgabenordnung vom 21. April 1923,
Deutsches R. G. Bl. I S. 259, in der durch
Artikel XVI, § 2, der Zweiten Steuernot-
verordnung vom 19. Dezember 1923,
Deutsches R.G.Bl. I S. 1205, und durch
die Verordnungen vom 22. November 1924,
Deutsches R.G.Bl. I S. 755, vom 5. No-
vember 1925, Deutsches R. G. Bl I S. 387,
und vom 12. Juli 1941, Deutsches R. G. Bl.
I S. 385, geänderten Fassung;

c) die Beitreibungsordnung vom 23. Juni
1923, Reichsministerialblatt S. 595.

d) die Geschäftsanweisung für die Vollzie-
hungsbeamten der Reichsfinanzverwaltung
vom 31. Oktober 1932, Reichsministerial-
blatt S. 696.
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2. die landesrechtlichen Vorschriften, die bei
den durch eigene Organe der Länder, der Stadt
Wien, der Gemeindeverbände und der Gemeinden
eingehobenen Abgaben dieser Körperschaften
das bei der Einbringung und Sicherung einzu-
haltende Verfahren regeln.

(2) Soweit die das Abgabenstrafverfahren
regelnden Vorschriften der Abgabenordnung auf
Bestimmungen Bezug nehmen, die gemäß Abs. (1),
Z. 1, aufgehoben werden, sind die an deren Stelle
tretenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
künftig auch im Abgabenstrafverfahren anzu-
wenden.

§ 90. (1) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der
§§ 1 bis 89 dieses Bundesgesetzes wird durch

Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen
bestimmt.

(2) Die Durchführungsvorschriften können
von dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes
folgenden Tag an erlassen werden; sie treten
frühestens in dem gemäß Abs. {1) durch Ver-
ordnung zu bestimmenden Zeitpunkt in Kraft.

§ 91. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerkim für Finanzen
im Einvernehmen mit den Bundsesministerien für
Inneres und für Justiz betraut.

Renner
Figl Zimmermann Helmer Gerö
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